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Vorblatt 


Gesetz zu dem Abkommen vom 18. März 1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Island zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik. 
Deutschland und der Republik Island sollen durch Regelungen 
zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und Vermögen gefördert werden. 


B. Lösung 

Das Abkommen vom 18. März 1971 trifft die erforderlichen 
Regelungen; es ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes). Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das 
Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 


C. Alternativen 

Alternativvorschläge liegen nicht vor. 


D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler den 24. Mai 1972 

I ' 4 (IV/4) — 521 05 — Do 9/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 18. März 1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Island zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wirtschaft 
und Finanzen und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 381. Sitzung am 19. Mai 1972 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 18, März 1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 18. März 1971 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Island zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen sowie dem 
Protokoll zu diesem Abkommen wird zugestimmt. 
Das Abkommen und das Protokoll werden nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Soweit das Abkommen auf Grund seines Arti- 
kels 29 Abs. 2 für die Zeit vor seinem Inkrafttreten 
anzuwenden ist, steht dieser Anwendung die Un- 
anfechtbarkeit bereits vor dem Inkrafttreten ergan- 
gener Steuerfestsetzungen nicht entgegen. 

(2) Soweit sich auf Grund des Absatzes 1 dieses 
Artikels oder auf Grund des Artikels 29 Abs. 2 des 


Abkommens für die Zeit bis zum Beginn des Jahres, 
in dem das Abkommen in Kraft tritt, bei der jewei- 
ligen Steuerart unter Berücksichtigung der jeweili- 
gen isländischen und deutschen Besteuerung ins- 
gesamt eine höhere Belastung ergibt, als sie nach 
den Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten des Abkom- 
mens bestand, wird der Steuermehrbetrag nicht 
erhoben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Auf- 
kommen aus den vom Abkommen betroffenen Steu- 
ern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder 
zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen ist nach seinem Artikel 29 Abs. 2 
erstmals auf Steuern anzuwenden, die für das 
Kalenderjahr 1968 erhoben werden. Um die betrof- 
fenen Steuerpflichtigen uneingeschränkt in den Ge- 
nuß der rückwirkenden Abkommensanwendung zu 
bringen, sieht Absatz 1 des Artikels vor, daß bereits 
unanfechtbare Steuerfestsetzungen geändert werden 
können. 

Soweit sich durch die rückveirkende Anwendung 
des Abkommens in besonders gelagerten Einzel- 
fällen eine höhere Gesamtbelastung an deutscher 
und isländischer Steuer ergeben sollte als nach dem 
bisherigen Rechtszustand, schließt Absatz 2 des Ar- 
tikels — ungeachtet bislang schon geübter Verwal- 
tungsmaßnahmen — für die Zeit vor dem Jahr 
des Inkrafttretens des Abkommens eine rückwir- 
kende Verschlechterung für die Steuerpflichtigen 


kraft Gesetzes aus. Die Regelung besagt, daß in 
solchen Fällen eine etwaige deutsche Mehrsteuer 
nur erhoben wird, soweit ihr eine Entlastung an 
isländischen Steuern gegenübersteht. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen und das Protokoll hierzu sollen auch 
auf das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz 
enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 29 Abs. 2 in Kraft 
tritt, irn Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in gewis- 
sem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Län- 
dern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits 
brauchen gewis.se, zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen an 
deutschen Steuern nicht mehr oder nicht mehr in 
bisheriger Höhe gewährt werden, weil die Doppel- 
besteuerung nach dem Abkommen schon durch 
Steuerverzichte Islands beseitigt oder gemildert 
wird. Das sich daraus ergebende Mehr- oder Min- 
deraufkommen wird haushaltswirtschaftlich nicht 
ins Gewicht fallen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Samningur 

milli Sambandslyöveldisins byzkalands og Ly^öveldisius Islands 
til a6 koma i veg fyrir tv'isköttun, ad J)vi er vardar skatta a tekjur og eignir 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK ISLAND 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung aul dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen abzu- 
schließen, 

HABEN zu diesem Zwecke zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland; 

den Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

Herrn Dr. Paul Frank, 

den Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen, 
Herrn Dr. Hans Georg Emde 

Der Präsident der Republik Island: 

Seine Exzellenz 

Herrn Botschafter Arni Tryggvason 

Diese haben nach Mitteilung ihrer in guter und ge- 
höriger Form befundenen Vollmachten folgendes ver- 
einbart: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Ver- 
tragstaat oder in beiden Vertragstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art 
der Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, die für Rechnung eines der beiden Vertrag- 
staaten, eines seiner Länder oder ihrer Gebietskörper- 
schaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom 
Gesamtvermügen oder von Teilen des Einkommens oder 
des Vermögens erhoben werden, einschließlich der 
Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen 
oder unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom 
Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 


SAVBAXDSTADVKLDID TYZKALAXD 
og 

LYDVELDID ISLAXO 

SEM KKU As ATT um aö gera ine5 ser samning til a5 koma 
i vog fyrir tvisköttun. a5 pvi er varöar skatta d tekjur og 
eignir, 

HAFA i pv\ skyni skipaÖ .sem fulltrua .sina me5 )nubo5i : 

Forseti Sambandslyäveldisins hvzkalands: 

Dr. Paul Frank, 

r a 5 u ney t i.sst j ö ra i u t a n r i k i s ra 5 u i u'y t i n u , 

Dr. Hans Georg Emde 
rdäuneytisstjöra i fjarmalaraäuneytinu 

Forseti LyÖveldi.sins Islands: 

Horra ’Ariia Trvggvasoiy sendilierra 

sem, eftir a9 hafa skipzt a umbo5um. er reyiidust goÖ og 
gild, hafa orÖiÖ asattir um eftirfarandi : 

1. grein 

Samningur pesa\ tekur til aÖila, sein cru heimilisfastir i öÖru 
eöa bdÖum aöildarrikjunum. 

2. grein 

1. Samivngur [mssi tekur til skatta af tekjiim og eignuin, 
sem eru alagöir vegna hvors aÖildarrikisins um sig, einstakra 
rikja pess (Ltänder), opinberra stofnana e5a sveitarstjorna, 
an tillits til pess a hvern halt peir cru alagöir. 

2. Til skatta af tekjum og eignum teljast ailir skattar, sem 
lagöir eru a heildartckjur, hcildarcignir o9a a [uelti tekna og 
eigna, par mch taldir skattar af agoöa af söhi lausafjar eöa 
fasteigna, svo og skattar af verÖmcctisauknijigu. 


3. Gildandi skattar, ,sem samningurinri tekur til, eru 
aöallega pessir: 

a) \ Sanibandslyöveldinu Fyzkalandi: 
tekjiiskattur (die Einkommensteuer), 
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die Körperschaftsteuer, 
die Vermögensteuer und 
die Gewerbesteuer, 

einschließlich der Steuern, die zusätzlich zu diesen 

Steuern erhoben und nach ihnen bemessen werden 
(im folgenden als „deutsche Steuer" bezeichnet); 

b) in Island: 

die staatliche Einkommensteuer, 

die staatliche Vermögensteuer, 

die Gemeindeeinkommensteuer urd 
die Gemeindevermögensteuer, 

einschließlich der Steuern, die zusätzlich zu diesen 

Steuern erhoben und nach ihnen bemessen werden 
(im folgenden als „isländische Steuer" bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur Zeit be- 
stehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. 

(5) Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Be- 
steuerung des Einkommens oder des Vermögens gelten 
entsprechend für die nicht nach dem Einkommen oder 
dem Vermögen berechnete deutsche Gewerbesteuer. 

Artikel 3 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammen- 
hang nichts anderes erfordert: 

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland", 
im geographischen Sinne verwendet, den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland sowie das an die Hoheitsgewässer der 
Bundesrepublik Deutschland angrenzende und steuer- 
rechtlich als Inland bezeichnete Gebiet, in dem die 
Bundesrepublik Deutschland in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht ihre Rechte hinsichtlich des Meeres- 
grundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer 
Naturschätze ausüben darf; 

b) bedeutet der Ausdruck „Island", im geographischen 
Sinne verwendet, das Hoheitsgebiet der Republik Is- 
land sowie das an die Hoheitsgewässer Islands an- 
grenzende und steuerrechtlich als Inland bezeichnete 
Gebiet, in dem Island in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht seine Rechte hinsichtlich des Meeres- 
grundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer 
Naturschätze ausüben darf; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat" und „der 
andere Vertragstaat", je nach dem Zusammenhang, 
die Bundesrepublik Deutschland oder Island; 

d) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen, 
Gesellschaften und alle anderen Rechtsträger, die als 
solche besteuert werden; er umfaßt auch Personen- 
gesellschaften; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristische Per- 
sonen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie 
juristische Personen behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Ver- 
tragstaates" und „Unternelimen des anderen Vertrag- 
staates", je nach dem Zusammenhang, ein Unter- 
nehmen, das von einer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
Unternehmen, das von einer in Island ansässigen Per- 
son betrieben wird; 

g) bedeuten die Ausdrücke „in einem Vertragstaat an- 
sässige Person" und „in dem anderen Vertragstaat 
ansässige Person", je nach dem Zusammenhang, eine 
Person, die in der Bundesrepublik Deutschland an- 
sässig ist, oder eine Person, die in Island ansässig ist; 

h) bedeutet der Ausdruck „Steuer", je nach dem Zusam- 
menhang, die deutsche Steuer oder die isländische 
Steuer; 


felagaskattur {die Körperscliaftsteuer), 
eignarskattur (die Vermögensteuer) og 
viäskiptaskattur (die Gewerbesteuer), 

|:>ar meä taldir skattar, sem ä eru lagÖir til viÖbotar, og 
byggäir ä, framangreindnm sküttum (her eftir nefiidur 
jjpyzkur skattur“); 

b) a Tslandi; 

tekjuskattur til rikisins, 
eignarskattur til rikisins, 
tekjuiitsvar til sveitarfelaga og 
eignariit.svar til sveitarfelaga, 

l^ar meÖ taldir skattar, sem ä eru lagÖir til viÖbotar, og 
bvggÖir a framangreindnm sköttum 
(licr eftir nefiidur ,,islonzkur skattur“). 

4. Samningurinn tekur einiiig til allra j^eirra skatta, sömu 
eÖa svipaärar teguiidar, sem .siÖar verÖa lagÖir ä til vihbotar 
eäa 1 staäinn fyrir gildandi skatta. 

5. Äkvoeäi .samnings jiessa, aä l)vi er varäar skattlagningu 
a tekjur eÖa eignir, taka einnig til hins liyzka viä.skipta.skatts, 
sem reiknaöiii ci af öÖrum stofni eii tckjiim eÖa eigiium. 


3. grein 

1. f samningi |)essum merkja neÖangreiiid liiigtök eflir- 

farandi, nema annaä leiäi af samhenginu; 

a) ,,Saiiibandslyävm]diä Pyzkalaiid“, jregar notaÖ \ land- 
feäilegum skilningi, merkir landssvmÖi Iraä, fmr sem 
Grundvallarlög Samband.slyÖveIdisins hyzkalands gilda, 
svo og serhvert |)aä sva'Öi, sem liggur a5 landiielgi Sam- 
bandslyäveldisins hyzkalands og [)ar sem Sainbands- 
lyäveldiä hyzkaland getnr, i samrmmi viÖ reglrir al|:»j6Öa- 
laga, beitt retti smum, aÖ l:»vf er varäar hafsbotninn og 
jarÖlögin undir honiim og nättiiniauämfi peirra og ineö 
er fariä sem innlent svücöi aÖ skattalogum. 

b) ,, Island“, jiegar nota9 i landfrcTÖilegum skilningi, merkir 
landssvmÖi Lyäveldisins Islands, svo og serhvert l>a9 
sva'äi, sem liggur aä landhelgi Islands og l^ar ,sem Island 
getnr, i samreemi viö reglnr al|:)j6äalaga, beitt retti sinnm, 
aö jrvi er varSar hafsbotninn og jarälögin undir honiim 
og nättiiruauöiefi heirra og meÖ er fariä .sem innlent 
sva9i aä skattalogum. 

e) ,,aäildarriki“ og ,,hitt aäildarrikiÖ“ merkja Sambands- 
lyäveldiÖ Pyzkaland c9a Island eftir pvi sem efiiiÖ gefur 
til kynna. 

d) ,,aäili“ merkir mann, felag og serhverja aära slofnnn, 
sem skattskyld er sein slik, l)ar meä taliÖ sameignarfclag. 

e) ,, felag“ merkir serliverja personn aö lögiim eÖa scrliverja 
aära stofnnn, sein telzt persona aÖ lögum, aÖ f)\i er skatta 
varäar. 

f) ,,fyrirta?ki i aäildarriki“ og ,,fyrirtadvi { hinu aäildarrfk- 
inu“ merkir fyrirta?ki, sem reki5 er af aÖila heimilis- 
föstum 1 Sambandsly5veldiim hyzkalandi og fyrirtjeki, 
sem rekiÖ er af a9ila heimilisföstum ä Islaiuli, eftir f)vi 
sem efniÖ gefur til kynna. 


g) ,,aäili heimilisfastur i aÖildarriki“ og ,,aäili heiniilisfastiir 

f hiriu aäildarrikiiiu“ merkir sem er lieimilisfastiir 

1 SambandslyÖveldinii Pyzkalandi, eÖa aäila, sem er 
heimilisfastur a Islandi, eftir jnh sem efniä gefur til kynna. 

h) ,, skattur“ merkir lyvzkan skatt eäa islcnzkan skatt, eftir 
pvi sem efniÖ gefur til kynna. 
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i) bedeutet der Ausdruck „SLaatsangehöriger" 

aa) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch- 
land sowie alle juristischen Personen, Peisonen- 
gesellschaften und andere Personenvereinirungen, 
die nach dem in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Recht errichtet worden sind; 
bb) in bezug auf Island: 

alle natürlichen Personen, die die isländische 
Staatsangehörigkeit besitzen, sowie alle juristi- 
schen Personen, Personengesellschaften und an- 
deren Personenvereinigungen, die nach dem in 
Island geltenden Recht errichtet worden sind; 

j) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf 
seiten der Bundesrepublik Deutschland den Bundes- 
minister der Finanzen und auf seiten Islands den 
Finanzminister oder seinen bevollmächtigten Ver- 
treter. 

(2) Bei Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes 
erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die Be- 
deutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über 
die Steuern zukommt, welche Gegenstand des Abkom- 
mens sind. 

Artikel 4 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragslaat ansässige Person" eine Per- 
son, die nicht unter Absatz 4 fällt und die nach dem 
Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, 
ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäfts- 
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuer- 
pflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
Vertragstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver- 
fügt sie in beiden Vertragstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat an- 
sässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens- 
interessen). 

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragstaat 
die Person den Mittelpunkt der Lebensinteressen hat, 
oder verfügt sie in keinem der Vertragstaaten über 
eine ständige Wohnstätte, so gilt sic als in dem Ver- 
tragstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
beiden Vertragstaaten oder in keinem der Vertrag- 
staaten, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt. 

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Ver- 
tragstaaten oder keines Vertragstaates, so regeln die 
zuständigen Behörden der Ver'ragstaaten die Frage 
in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche 
Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie als 
in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer 
tatsächlichen Gcschäftsleitung befindet. 

(4) Eine Personengesellschaft gilt als in dem Vertrag- 
staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet, Die Artikel 5 bis 22 finden 
jedoch nur auf das Einkommen oder Vermögen einer 
Personcngesellschaft Anwendung, das in dem Vertrag- 
staat, in dem sie als ansässig gilt, der Besteuerung 
unterliegt. 


i) „rikisborgari“ merkir: 

aa. aä pvi er Samband.slyäveldiÖ Fyzkaland varÖar: 

alla hä, sein hjbÖverjar eru samkviemt skilgreiningu 

1. mgr. 116. gr, Grundvallarlaga Sambandslyäveldisins 
Fyzkalands, svo og allar per.sonur a5 löguni, sam- 
eignarfelög og samtök, sem byggja rettarstöäii si'na 
ä gildandi lögum Sambandslyäveldi.sin.s Fyzkalands. 

bb. aö pvi er Island varöar: 

alla mciin, sem hafa i.slenzkt nkisfang, svo og allar 
per.sonur aä lögum, sameignarfelög og samtök, sem 
byggja reitarstüäu sina a gildandi islenzkiim lögum. 


j) ,,l);ert stjörnvald“ merkir, a5 h'"^ er Sambandsly5veldi3 
Fyzkaland varäar, fjärmälarääherra Sambandsiyäveldis- 
ins, og aä |wi er Island varBar, fjärnicälarä 5 herrann eäa 
umboäsmann bans. 

2. Viä framkvDemd aSildarrüds ä akva^äiim samnings hossa 
skulu, nema annaÖ leiSi af efninu, öll liiigtök, sein ekki eru 
skilgreind ä annan hätt, hafa sömii merkingn og i lögum viö- 
kornandi riki.s, a5 pv\ er varäar skatta pA, sein samningur 
hessi tekur til. 

4. grein 

1. f samningi hossiim merkir hiigtakiä ,,a5ili heimi!i.-;fastur 
1 aäildarn'ki“ serhvern hfrun aÖila, .sem 4. tl. tekur ekki til 
og sem ah lögum skattskyldur h'^c vegna heim- 

ihsfesti, büsetii, stjoniaraäseturs e5a af öärum svipiiäura 
ästieäum. 


2. Fegar maäur telst heimilisfastur i l)ä5um aÖildar- 
rikjiinum samkvsemt 1. tl., skal ürskuröa maliä eftir neäaii- 
greindum reglum: 

a) Maäur telst heimilisfastur i pvi aäildarriki, juar bann 
ä fast heimili. Eigi hann fast heimili i bäÖum aöildarn'kj- 
unutn, telst hann heinüüsfastur i j)v{ aÜildarriki, sein 
hann er nänar tengdur personulega og fjärhagslega {miS- 
stöö persönuhagsmuna). 


b) Ef ekki er unnt aä äkvaräa, i hvoru aäildarrikinu ma5ur 
hefir miästöä persönuhagsmuna sinna,eäa ef bann i bvor- 
ugn aäildarrikinu ä fast heimili, telst hatin heimilisfastur 
1 hvi aäildarriki, luif* hann dvelst a5 jafnaÜi. 


c) Ef maöiir dv^elst ah jafnaäi i bäöum aäildarrikjunum e5a 

i livonigu telst hann heimilisfastur i jnü aäildar- 

riki, h‘ir hann ä rikisfarig. 

d) Ef inaäiir ä rikisfarig i bääum eöa livonigu aSildnrrikj- 
anna, skulu bmr stjörnvöld i aäildarrikjanum leysa mätiä 
mvh gagukva?mu sarnkoinulagi. 

3. Fegar aSili, annar en rnaSur, telst eiga heimilisfang 
i bäÖum aÖildarrikjumim sainkvauut 1. tl., telst hann heim- 
ilisfastnr i h''^* aäildarn'ki, h‘^‘ raunvcruleg framkvaund- 
ast jörn bans hefur aäsetur. 

4. Sameigiiarfelag telst licimilisfast i h^i aÖildarriki, h'^i* 

sem raunverulcg framkvmmdastjörn hefur aäsetur. 

Äkva?5i 5. gr. til og meä 22. gr. taka samt sem ä5ur aäeins 
til [)cirra tekna eSa eigna sameignarfedags, sem skattskyhlar 
eru i [nu aäildarriki, h^*’ telst hoirnilisfast. 
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Artikel 5 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Aus- 
druck „Betriebstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, in 
der die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise 
ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte, 

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere 
Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(3) Als Betriebstätten gellen nicht: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Aus- 
stellung oder Auslieferung von Gütern oder Waren 
des Unternehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Aus- 
lieferung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, 
durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder ver- 
arbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen 
Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen 
zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen zu 
werben, Informationen zu erteilen, wissenschaftliche 
Forschung zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten aus- 
zuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstellen. 

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhän- 
gigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5 — in einem 
Vertragstaat für ein Unternehmen des anderen Vertrag- 
staates tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat 
gelegene Betriebstätte als gegeben, wenn die Person 
eine Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens Ver- 
träge abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat 
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit 
auf den Einkauf von Gütern oder Waren für das Unter- 
nehmen beschränkt. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht 
schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Vertragstaat, weil es dort seine 
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat 
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder 
von einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem an- 
deren Vertragstaat ansässig ist oder dort (entweder durch 
eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit 
ausübt, wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur ße- 
triebstätte oder anderen, 

Artikel 6 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Ver- 
mögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" be- 
stimmt sich nach dem Recht dos Vertragstaates, in dem 


5. grein 

1. f samningi pe.ssum merkir iuigtakiS .,föst at vinmistö3‘‘ 

fasta atvinnustofnun, l:)ar sem starfsomi fyrirtmkisins fer aS 

nokkru cäa öl In leyti fram. 

2. ,,Föst atvinmistöä'^ er einkiim: 

a) aäsetur frainkviemdastjornar ; 

b) ütibn; 

c) skrifstofa ; 

d) verksmiäja; 

e) vcrkstieäi; 

f) näma, grjötnäma eÖa annar staSur, pur .sem nattüruauä- 
lindir cru nyttar; 

g) bvggingaframkvanndir eSa samsetningarvinna, sem stend- 
ur yfir lengur cn tolf mänuSi. 

3. j.Föst atvinnustöä“ tekur ekki til: 

a) aÖstöäu, sem eiiiskorÖuS er viä geymslu, .syningu eöa 
afhendingu a vörum i eigu fyrirta?ki.sins; 

b) vörubirgäa i eigu fyrirtaddsins, sem eingöngu eru ix^tlaSar 
til ge 3 unslu, sv'ningar eSa afhendingar; 

c) vörubirgäa i eigu fvrirtflokisins, sem eingöngu eru ?etlaäar 
til vinnslu hja ö5ru fvrirta'ki; 


d) fastrar atvinnu.stofnunar, sem einungis er noliiS i .sam- 
bandi viS vörukaup eäa öflun upplysinga f} rir fyrirtakiä; 


e) fastrar atvinnustofnunar, sem einungis ernotiiÖ til augl_vs- 
ingastarfsemi, upplysingastarf.semi, visindaramisökna eSa 
.svipaärar starbsemi, sein felur f ser undirbünings- cÖa 
aästoÖar.störf vegna fviirtiekisins. 


4. Aäili, sem hefir ä liendi staifsemi i aSildarriki fvrir 
f^Tirtadvi i hinu aSildarrikinu — undanskilinn er {u) öhääiir 
umboäsaÖili samkvmmt 5. tl. — skal teljast föst atvinnnstöS 
i fyrrnefnda rikinii, ef bann li(‘fur heim i Id til aä gera sam- 
ninga fvrir hönd fvrirta*kisins i jivi riki og aS jafnaäi beitir 
Iressari lieimild, nema starfsemi bans se einskoränä viS 
vörukaup fyiir fyrirta'kiÖ. 


5. F\'rirta:'ki i aSildarriki telst ekki hafa fasta atviimustöä 
i bimi aäildarrikinu, |^ött reki |:)ar viäskipti fvrir milli- 
göngu miälara. uinboäsmann.s eöa aiinars öliäSs umboSsaSila, 
svo framarlega sern |x‘ssir aäilar koma fram iniian takmarka 
venjulegs atvinnurekstur.s sins. 


6. hott felag, sem er beimili.sfast i aäildarriki, stjörni eäa 
se stjörnaä af felagi, sem er heimilisfast i binu aäiklarrikinu 
eäa rekur viSskipti i siäarnofnda rikinu (annaS hvort f\rir 
milbgöngu fastrar atvinniistöävar eäa a annan hatt), loiSir 
[:)a9 i sjalfu ser ekki til l^ess, aÖ annaÖ hvort |ressara felaga 
.se föst atvinmrstöä hins. 

G. grein 

1. Tekjur af fasteign ma skattleggja i l>vi aSildarriki, }iar 
sem fasteignin er. 

2. Hiigtakiä ,, fasteign“ skal skyra \ samrwmi viä log |mss 
aäiidarn'kis, ^ar sem fasteignin er. I ölbnn tiivikurn felur 
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das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall 
das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende 
und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf verän- 
derliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quel- 
len und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahr- 
zeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) y^bsatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittel- 
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie 
jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Ver- 
mögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und für 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Aus- 
übung eines freien Berufes dient. 


Artikel 7 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei 
denn, daß das Unternelimen seine Tätigkeit im anderen 
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus- 
übt. übt das Unternehmen seine Tätigkeit in dieser 
Weise aus, so können die Gewinne des Unternehmens in 
dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso- 
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 

(2) übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine 
Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertrag- 
staat dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedin- 
gungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte 
und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betrieb- 
stätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwen- 
dungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allge- 
meinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Bctriebstätte 
liegt, oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die 
einer Betriebstätte ziizurechnenden Gewinne durch Auf- 
teilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine 
einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, 
daß dieser Vertragstaat die zu besteuernden Gewinne 
nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die Art der an- 
gewendeten Gewinnanfteilung muß jedoch so sein, daß 
das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels über- 
einstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder 
Waren für das Unternehmen wird einer Betriebstätte 
kein Gewinn ziigerechnet. 

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die 
der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr 
auf dieselbe Art zu erniilteln, es sei denn, daß aus- 
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in an- 
deren Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so 
w^erden die Bestimmungen jener Artikel durch die Be- 
stimmungen dieses Artikels nicht berührt. 


hugtakiä 1 scr fylgife mc3 fasteign, ahöfn og taoki, sem notuÖ 
cru i landbünaäi og viS skögarnytjar, rettindi varÖandi 
landeignir samkvrcmt reglurn einkamalarettarins, afiiotarett 
af fa.steign og rett til fastrar eSa breytilegrar poknunar sem 
endurgjald fyrir hagnytingu eÖa rett til aS hagnyta namiir, 
lindir og aÖrar nattüruauÖlindir. Skip, bätar og loftför toljast 
ckki til fasteigna. 


3. Äkvmäi 1. tl. gilda um tekjur af beinni hagnytingu, 
leigu og hvers konar öÖrum afnotum fasteignar. 


4. Äkvceäi 1. og 3. tl. gilda einnig um tekjur af fasteign 
i eigu fyrirtmkis og um tekjur af fasteign, sem hagnytt er 
viä sjalfstreäa starfsemi. 


7. grein 

1. Hagna5ur f\Tirtmkis i aÖildarriki er skattskyldiir eiming- 
is i pvi riki, nema fyrirtickiä hafi meS höndum atvinnu- 
rekstur i lünu aÖildarrikinu fra fastri atvinnustöä par. Ef 
fyrirtiekiä hefir slikaii atvinnurekstur me5 höndum, ma 
leggja skatt a hagnaS fyrirtmkisins i siÖarnefnda rikinu, en 
pö einungis aÖ pvi marki, sem hagnaÖurinn stafar fra nefndri 
fastri atvinnustüS. 


2. Fegar fyrirtmki i aÜildarriki hefur meÜ höndum atvinnu- 
rekstur i hinu aSildarrikinu fra fastri atvinnustöÖ par, skal 
hvort aäildarrikiä um sig telja föstu atvinnustöSinni pann 
hagnaä, sem mtla ma aB falliÖ hefÖi i hennar hlut, ef hün 
hefSi veriÜ serstakt og sjalfsteett fyrirtacki, sem hefÖi meÖ 
höndum sams konar eÖa svipaÖan atvinnurekstur viÜ söinu 
eÖa svipaäar aSstreÜur og kmmi sjalfstiett fram i skipturn viä 
fyrirtffiki paÖ, sem hün er föst atvirmustöÖ fyrir. 

3. Viä akvörÖun hagna5ar fastrar atvinnustöÖvar skal 
leyfa sem fradratt ütgjöld, sem leiÖa af pvi, aÖ hün er föst 
atvinmistöä, par meä talinn kostnaSur vi5 framkvmmda- 
stjorn og venjulegur stjörnnnarkostnaSur, hvort heldur ko.stn- 
aSuriim er til orÖinn i pvi riki, par sem fasta atvinnustöÖin 
er eäa annars sta5ar. 

4. AS pvi leyti sem venja hefir veriS i aSildarriki, aS 
akvarSa hagnaS fastrar atvinnustöSvar a grundvelli skipt- 
ingar heildarliagnaSar fyrirttekisins a hina ymsu hluta pes.s, 
skal ekkert i 2, tl, ütiloka paS aSildarriki fra pvi aS akveSa 
skattskyldan hagnaS eftir peirri skiptingu, sem venja hefir 
veriS. ASferS sü, sem notuS er viS skiptinguna, skal samt 
sem äSur vera slik, aS niSurstaSan verSi i samraemi viS pmr 
meginreglur, sem akveSnar eru i pessari grein. 

5. Eiigan hagnaS skal telja fastri atvinnustöS, eingöngu 
vegna vörukaupa hennar fyrir fyrirtiekiS. 

6. ViS notkun akvaeSa framangreindra töluliSa skal hagnaS- 
ur, sem talinn er fastri atvinnustöS, akvarSast eftir sömu 
H'glum fra ari til ars, nema fiillnmgjandi astieSa se ti! annars. 

7. I)(‘gai' hagnaSurinn fehir i ser tekjur, sem serstök akva^Si 
eru um i öSruni greinum samnings pe.ssa, skulu akvieSi 
pes.sarar greinar ekki hafa ahrif a gildi peirra akvfcSa. 
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Artikel 8 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Lufthihrzeugen im internationalen Verkehr können nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der 
Ort der tatsächlichen Gcschäftsleilung des üntern-ehmens 
befindet, 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beteiligungen eines 
Unternehmens, das Seeschiffe oder Luftfahrzeuge ini 
internationalen Verkehr betreibt, an einem Pool, einer 
Betriebsgemeinschaft oder einem anderen internationalen 
Betfiebszusammenschluß gleich welcher Art. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung eines Unternehmens der Seeschiffahrt an Bord 
eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragstaat gelegen, 
in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn 
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragstaat, in 
dem die Person, die das Schiff betreibt, ansässig ist. 

Artikel 9 

Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar 
oder mittelbar an der Gesdiäftsleitung, der Kontrolle 
oder am Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragstaates beteiligt ist, oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragstaates und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen 
hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Be- 
ziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt wer- 
den, die von denen abweichen, die unabhängige Unter- 
nehmen miteinander vereinbarten würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedin- 
gungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber 
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zu- 
gerechnet und entsprechend besteuert werden. 

Artikel 10 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansäs- 
sige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertragstaat 
ansässige Person zahlt, können in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertrag- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, 
wenn der Empfänger eine Gesellschaft (ausgenommen 
eine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über 
mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der die 
Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden 
in allen anderen Fällen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 kann bei Dividenden, 
die eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
Gesellschaft an eine in Island ansässige Gesellschaft 
zahlt, der mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der 
deutschen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar ge- 
hören, die deutsche Steuer nach einem Satz von höch- 
stens 27,5 vorn Hundert des Bruttobetrages der Divi- 
denden erhoben werden, wenn der Satz der deutschen 
Körperschaftsteuer für ausgeschüt^ete Gewinne niedriger 
ist als der Satz für nichtausgeschüttete Gewinne und der 
Unterschied zwischen diesen beiden Sätzen mindestens 
15 Punkte beträgt. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 kann bei Dividenden, 
die eine in Island ansässige Gesellschaft an eine in der 


8. grein 

1. FfagnaSiir af rokstri skipa e5a loftfara ä alpjoäalei 3nin 
skal einungis skattlagÜur i jnü a5ildarriki, |mr sein raun- 
veruleg framkvremdastjorii fyrirtmkisins hehr a3setur. 


2. Ak\’a9i 1. tl. skulii oinnig oiga vi9 um |nitttökii i rekstr- 
arsam\innu (pools), viÜsk'ptasamtökiim e9a liver.s konar 
alpjöälegri sainvinmi fvrirtmkja. sein hafa m(‘9 liöndiim 
rekstur skipa e5a loftfara ä a! jyjoäaleiäiim. 

3. Ef aÜsotur raunvenilegrar framkv‘cemda.stj6rnar üt- 
gerÖarfyrirtmkis er um bor9 i skipi, skal Iiün teljast hafa 
aäsetur i pvf aöildarrtki, par sem heimahöfn skipsins er c5a 
cf ekki er um slika heimahöfn a3 ra'5a. pa i pvi aäildarriki, 
|mr sem ütgei äamiaSur skipsins er lieimilisfastur. 


9. grein 

hegar: 

a) fvrirtoüki \ aÜiidarriki tekur beinan e9a obeinan jnitt i 
stjorn, yßrräöum e9a fjärmagni fyrirta'kis i liiim aöildar- 
rikinu, e5a 

b) sönui aäilar taka beinan e5a öbeinan patt i stjorn, yfirräS- 
um eöa fjärmagni fyrirtmkis i a3.1darrfki og fyrirtmkis 
i lüiiu aäildarrikimi, 

skulu eftirfarandi akvmüi gikla : 

Ef fyrirtieki semja eÜa äkveöa skilmäla um irinbyr^is 
samband sitt ä viÜskipta- eÜa fjärmäla.svi5iini, sem cru 
fräbnig^nir j^vf, sem va^ri, ef fyrirtiekin vieru hvort ÜÖru 
6hä3, mä allur hagnaöur, sem an pe.ssara skilmäla hef9i 
runniä ti! annars fyrirtceki.sins, en rennur ekki til ])ess vegna 
skiliiiälanna, teljast sem hagnaäur |)es.s fyrirtrekis og skatt- 
leggjast samkviemt pvi. 


10. grein 

1. AgöÖaliliiti, sem felag heimilisfast i aÜildarn'ki, greiSir 
a5iia heimilisföstiim i hinu a5ildarrikinu mä skattleggja i 
.si3arnefnda rikirui. 

2. Slika ägoöahluti mä pö skattleggja i pvi aüildarriki par 
sem felagi9, sem greiöir ägöÖahlutina er heimilisfast og eftir 
löguin pess rikis, en skatturinn, sem pannig er ä lagöur, mä 
p6 eigi vera ha-rri en: 

a) af vergri fjärhmÜ ägo^ahhitanna, ef möftakandinn 
er felag {imdan.sk iliÜ er pö saineignarfelag), sem ä beint 
a5 niinn.sta kosti 25";h eignarhlutdeild i felagiiui, sem 
ägoÖahlutina greiörr; 

b) af vergri fjärluTS äg69ahlutanna f ollum ö5nim 
tilvikuni. 

3. Fegar ägoSahliifir eru greiddir felagi heiinilisfö.stii ä 
Lslaiidi. af felagi heiniilisföstu i SanibandslyÜveldinu Fyzk^i- 
landi, og eignarhlutdeild islenzka fclagsiiis ( p\n' er beint c9a 
öbeint aö miiinsfa kosti 2.5" y, mä, prätt fyrir äkv;e9i 2. tl., 
leggja pyzkan skatt ä ägoöahhitina, p6 eigi luerri en 27,.5"'y 
af vergri fjärlueä peirra, enda se skattstigi pyzks felaga.^katts 
ä litliliitaöan bagnaä hegri en ä outhhitaöan hagnaä og 
inunurinn ä pessuiu tveimur skattstigum 1.5 hundraSsblutar 
eüa meiri. 


4. Fegar ägoöahlntir eru greiddir felagi heiniili.sföstu i 
Sarnbandslyöveldinu Fyzkalandi, af felagi lieimilisfüstu ä 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3452 


Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft zahlt, 
der mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der islän- 
dischen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar gehören, 
die isländische Steuer nach einem Satz von höchstens 
36 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden er- 
hoben werden, soweit diese Dividenden vom Einkommen 
der isländischen Gesellschaft für die Zwecke der islän- 
dischen Besteuerung dieser Gesellschaft abgesetzt wor- 
den sind, 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Divi- 
denden" bedeutet Einkünfte aus Aktien, Kuxen, Gründer- 
anteilen oder anderen Rechten — ausgenommen For- 
derungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem 
Steuerrecht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell- 
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien gleichge- 
stellt sind, und Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter sowie Aus- 
schüttungen auf Anteilscheine von Kapitalanlagegesell- 
schaften. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der 
Dividenden in dem anderen Vertragstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Be- 
triebstätte hat und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte ge- 
hört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(?) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Ge- 
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Ver- 
tragstaat, so darf dieser andere Staat weder die Divi- 
denden besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem 
anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch Gewinne 
der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete Ge- 
winne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden 
oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teil- 
weise aus in dem anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und 
an eine in dem anderen Vertragstact ansässige Person 
gezahlt werden, können nur in dem anderen Staat be- 
steuert werden, 

(2) Der in diesem Artikel verwendet'^ Ausdruck „Zin- 
sen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte 
gesichert oder mit einer Gewinnbeteiligung ausgestattet 
sind, und aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen 
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem 
sie stammen, den Einkünften aus Darlehen gleichgestellt 
sind, 

(3) Absatz l ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragstaat ansässige Empfänger der Zinsen in dem an- 
deren Vertragstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
Betriehstätte hat und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte ge- 
hört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Zinsen gelten als aus einem Vertragstaat stammend, 
wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines seiner Län- 
der, eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrag- 
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragstaat eine 
Betriebstätte und ist die Schuld, für die die Zinsen ge- 
zahlt werden, für Zwecke der Betriehstätte eingegangen 
und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zin- 
sen als aus dem Vertragstaat stammend, in dem die Be- 
triebslätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 


Islandi, og eignarhlutdeild |:»yzka felagsins i pv\ er beint e9a 
öbeint a9 minnsta kosti mä, l:)ratt fyrir akvaeSi 2. tl., 

leggja islenzkan skatt a agöÖahlutina, fi6 eigi hserri en 36®/o 
af vergri fjärhmÖ f)cirra, pö aBeins aÖ pv\ marki, sem slikir 
agüSahlutir voru drcgnir frä tekjum islenzka felagsins viü 
akvörÖun islenzka felagaskattsins. 


ü. HugtakiB ,,ägd9ahlutir'‘ merkir t |:)essari grein tekjur 
af hliitabrefum, nämiililutabrefum, stofnbrefnm eSa öBrum 
rettindiim, sem ekki eru skuldakröfur, til hhitdeildar i hagna^i, 
svo og tekjur af öSrum felagsrettindum, sem jafngilda tekjum 
af hlutabrefum samkvsemt skattalöggjof [:)oss rikis, l^ar sem 
felagiü, sem üthlutunina frarnkvaemir, er heimilisfast, svo og 
tekjur, sem övirkur felagi fmr vegna jiätttökii sinnar sem 
shkur og üthlutanir af hlutdeildarskirteinum fjä rf estingar - 
samtaka (certificates of an iiivestment trust). 


6. Äkv9e9i 1. til 4. tl. gilda ckki, l:)egar vi^takandi ag69a- 
hlutanna er heimilisfastur i aÖildarriki, en rekur i hinu aöild- 
arrikinu, l:>ar sem felag [laö, sem agoBahlutina grei^ir er 
heimilisfast, fasta atvinnustöS, sem eignarrettindin, sem 
agöäahlutirnir cm greiddir af, eru raunverulega bundin vi5. 
I pv\ tilviki gilda äkva'Si 7. gr. 

7. Ef felag, sem er heimilisfast i aBiidarriki, her hagnaS 
e3a tekjur frä hinu aSildarrikinu, getur si3arnefnda rikiS 
ekki skattlagt ägöSahlutina, sem fc!agi3 greiSir aSilum, sem 
ekki eru heimilisfastir i pv\ riki, e3a lagt skatt ä öiithlutaSan 
hagnaS felagsins. Fetta gildir jafnt, ]:)ött greiddu ägöSahlut- 
irnir e3a öuthlutaSi hagnaSurinn se aS öllu e3a nokkrii 
leyti hagnaSur e3a tekjur, sem hafa myudazt i siSarnofnda 
rikinu. 


11. grein 

1. Vextir, sem mynda/t i' aSildarriki og greiddir eru aüila 
heimilisföstiim \ hinu aSilclarrikinu, skulu einungis skattlagSir 
i siSaniefnda rikinu. 

2. Hugtakiä ,, vextir“ i hessari grein merkir tekjur af opin- 
berum skuldabrefum, skuldabrefum eSa skuldaviSurkenning- 
uin, an tillits til hvort |?aii eru tryggS me3 ve5i eSa fela 
i ser rett til hlutdcildar i liagiiaSi eSa ekki, og hvers konar 
skuldakröfum, svo og allar a3rar tekjur, sem jafngilda tekjum 
af länuSu fe, samkviernt skattalöggjof j^ess rikis, piiv sem 
tekjurnar mynduäust. 

3. ÄkvscSi 1. tl. gilda ekki, ^egar vi3takandi vmxtanna er 
heimilisfastur i aSildarriki, en rekur i hinu aüildarrikinu, f)ar 
sem vextirnir myndu3u.st, fasta atvinnustöS, sem skuhla- 
krafan, sem vextina ber, er raunverulega bundin vi3. I l?vi 
tilviki gilda äkva33i 7. gr. 

4. Vextir teljast hafa myndazt i aSildarriki. |?egar greiSand- 
inn er rikiü själft, cinstök riki l)ess (Länder), opinberar 
stofnanir j^ess, sveitarst jornir e3a aSili heimilisfastur i [)vi 
riki. Fegar, hins vegar, aSilinii, sem vextina greiöir, hvort 
sem hann er heimihsfastiir i aSildarriki eSa ekki, rekur i 
aSiklarn'ki fasta atvinnustöS og slofnaS er ti! .skuldbindingar- 
innar, sem vextina ber, i saiubandi vi3 föstu atvionustö3ina 
og vextirnir fserSir henni til gjalda, pA skulu vextirnir teljast 
hafa myndazt i py\ aüiklarn'ki. ptir sem fasta atvinnustöSin er. 


5. Fegar serstakt samband milli grei3anda og viStakanda 
e3a milli beggja l:)essara a5ila og ):)ri3ja aSila, lei Sir til hes.s. 
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Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zin- 
sen, gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Be- 
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall 
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes 
Vertragstaates und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stam- 
men und an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige 
Person gezahlt werden, können nur in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Li- 
zenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art, die für 
die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Ur- 
heberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissen- 
schaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer 
Filme, von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder Mo- 
dellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder 
für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerb- 
licher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstun- 
gen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragstaat ansässige Empfänger der Lizenzgebühren in 
dem anderen Vertragstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten als aus einem Vertragstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Vertragstaat selbst, 
eines seiner Länder, eine ihrer Gebietskörperschaflen 
oder eine in diesem Vertragslaat ansässige Person ist. 
Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rück- 
sicht darauf, ob er in einem Vertragstaat ansässig ist 
oder nicht, in einem Vertragstaat eine Betriebstatte und 
ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für 
Zwecke der Betriebstätte eingegangen und trägt die 
Betriebstätte die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenz- 
gebühren als aus dem Vertragstaat stammend, in dem 
die Betriebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrunde liegenden 
Leistung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne 
diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser 
Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet, ln 
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert 
werden. 

Artikel 13 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver- 
mögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 können in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Ver- 
mögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte dar- 
steilt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem 
anderen Vertragstaat hat, oder das zu einer festen Ein- 
richtung gehört, über die eine in einem Vertragstaat 
ansässige Person für die Ausübung eines freien Berufes 
in dem anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich der- 
artiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem übrigen 


aä vaxtafjärlneäin, miäu3 vi9 f)a skuldakröfu, sem hün er 
greidd af, er Imcrri en sü vaxtafjarlnnÖ, sem greiÖandi og 
viätakaiidi hefBu samiS um, ef |:)etta serstaka samband hef3i 
ekki veriä fyrir hendi, pA skulu akvieÖi f)essarar greinar einungis 
gilda um si5arnefndu fjärha?3ina. hegar [bannig stendiir ä, 
skal fjarhacSin, sem umfram er, vera skattskyld i samraemi 
vi3 skattalög livors aÖildarrikis um sig, en taka skal i [ivi 
sambandi tillit til annarra äkvieäa samnings J^essa. 

12. grein 

1. Poknanir, sem myndazt i a^ildarriki og greiddar eru 
a3ila lieimilisföstum i hinu aBildarrikinu, skulu einungis 
skattlagäar i siäarnefnda rikinii. 

2. Hugtakiä ^ |:)essari grein merkir serhverjar 

greiBslur, sem tekiÖ er viS sem endiirgjaldi fyrir afnot eÖa 
rett til hagnytiiigar hvers konar höfundarretlar a bokmennta-, 
lista- eäa visindasviÖinii, par meÖ taldar kvikmyndir, eink- 
alcyfi, vörumerki, munstiir eÖa likÖn, amtlanirj leynilegar 
uppskriftir eöa framleiäsluaÖfcrdir, e3a fyrir afnot e5a rett 
til a3 hagnyta iänaÖar-, viöskipta- eÖa visindabünaÖ e3a 
fyrir iipplysingar um reyiislu ä iSna^ar-, viBskipta- eÖa 
visiridasviSinu. 


3. ÄkvöG^i 1. tl. gilda ekki, j^egar viStakandi |:)üknananna 
er heimilisfastur i aÖildarriki, en rekiir i hinu aÖildarrikiiiu, 
j:)ar sem |)6knanirnar myndiiBiist, fasta atvinnustöÖ, sem 
rcttindin eÖa eignin, sem ]:>öknanirriar stafa frä, er rauii- 
vcrulega bundin vi3. 1 j^vi tilviki gilda akvicBi 7. gr. 


4. Püknanir tcljast hafa myndazt i aSildarrfki, j?ogar 
greiäandiim er a^iidarrikiS själft, einstök riki }>ess (Länder), 
opinberar stofnanir f^ess sveitarstjornir eSa aÖili hcimilis- 
fastur i pv\ riki. Pegar, hins vegar, aSilinn, sem |i6knanirnar 
greiäir, bvort sem bann er heimilisfastur i a3ildarn'ki eSa 
ekki, rekur i aäildarriki fasta atviimustöB og skyldan til a3 
greiSa |;)6knanirnar var stofimS i sambandi vi5 föstu at- 
vinnustöÖina og |:)ier fierSar henni til gjalda, l?ä skulu j^oknan- 
irnar teljast hafa myndazt i J:)vi aSildarriki, l:)ar sem fasta 
atvinnustöäin er. 


0. Pegar serstakt samband milli greiBanda og viÖtakaiida 
e3a milli bcggja [mssara aSila og [miÖja a^ila, leiüir til l:»ess, 
a3 fjärlueä l:)6knarianna, ini5u3 viÖ f)au afnot, rettindi e3a 
upplysiiigar, sem greitt er fyrir, er luurri en sü fjarlueö, sem 
greiäandi og viStakandi heföu sami3 um, ef |?etta serstaka 
samband hefÖi ekki veriä fyrir hendi, |ul skulu äkvieÖi [)css- 
arar greinar einungis gilda um siäarnefndu fjärlueBina. Pegar 
(xannig stendur ä, skulu greiäslurnar, sem umfram eru, vera 
skattskyldar i samivvjui viä skattalög livors aSildarrikis um 
sig, en taka skal i |nu sambandi tillit til annarra akviTeSa 
samnings j^essa. 

13. grein 

1. Ägöäa af sölu fasteignar, sem nänar er skilgreind i 2. tl. 
6. gr., ma skattleggja i [)vi aBildarn'ki, |:)ar sem fasteignin er. 

2. AgoÖa af sö1u laiisafjar, .sem er liluli atvinnurekstrar- 
eignar fastrar atvinnustöÜvar, sem fyrirtieki i aSildarriki 
reliur i binu aäildarrikmu, niä skattleggja i siäarnefnda 
n'kimi. Hi5 sama gildir um sölu laiisafjar, sem tilheyrir fastri 
stofniin, sem a5ili heimilisfastur i aSildarriki hefur i hinu 
aäildarrikinu til |;)ess aS Icysa af höndum sjalfsta^äa starfsemi 
sfna. Potta a einnig vi5 um ägöÖa af sölu fastrar atvinnu- 
stöävar (einnar ser cÖa äsamt fyrirtaddnu i hei Id) e5a fast rar 
stofnunar. Agoäi af sölu lausafjär |:)eirrar tegundar, sem 
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Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung er- 
zielt werden, können in dem anderen Staat besteuert 
werden. Jedoch können Gewinne aus der Veräußerung 
des in Artikel 22 Absatz 3 genannten beweglichen Ver- 
mögens nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in 
dem dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten 
Artikel besteuert werden kann. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Ab- 
sätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens könn^m nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der Ver- 
äußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selb- 
ständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die 
Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen 
Vertragstaat regelmäßig über eine feste Einrichtung ver- 
fügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrichtung, so 
können die Einkünfte in dem anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Ein- 
richtung zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbesondere 
die selbständig ausgeübte wissenscliaftliche, literarische, 
künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit 
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechlsan- 
wälLe, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Bücher- 
revisoren. 

Artikel 15 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 können 
Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in 
einem VertragsLaat ansässige Person für unselbständige 
Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertrag- 
staat ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so 
können die dafür bezogenen Vergütungen in dem anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, 
die eine in einem Vertragstaat ansässige Person für eine 
in dem anderen Vertragstaat ausgeübte unselbständige 
Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert 
werden, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Kalenderjahres aufhalt, 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für 
einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht in dem 
anderen Staat ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder 
einer festen Einrichtung getragen werden, die der 
Arbeitgeber in dem anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, 
die an Bord eines Seeschiffes im internationalen Verkehr 
aiisgeübt wird, in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

Dieser Absatz gilt entsprechend für Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines in der Fischerei, 
im Seehund- oder Walfang eingesetzten Schiffes ausge- 
übt würd, und zwar auch für Vergütungen, die in Form 
eines bestimmten Anteils am Ertrag rus diesem Schitfs- 
einsatz gezahlt werden. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die ausschließlich oder über- 
wiegend an Bord eines Luftfahrzeuges ausgeübt wird, 
das von einem Unternehmen eines Vertragstaales be- 
trieben wird, nur in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem der Empfänger ansässig ist. 


greinir 1 3. tl. 22. gr., er liins vegar einungis skattskvldur 
i f)vi aäildarriki, ]rar sein slfkt lausafe er skatt.skyit sam- 
kviBint nefndri grein. 


3. Agoäi af sölu allra eigna, annarra en |?eirra, sem um 
ra?äir f 1. og 2. ti. pessarar greinar, skal einungis vera skatt- 
skyldur f pvi aSildarriki, par sem seljandinn er heimilisfastur. 

14. grein 

1. Tekjiir, sem aSili heimilisfastur f aSildarriki, hefur af 
själfsta'äri starfserni eäa ÖÖru sjalfsta-äu starO svipaSrar 
tegundar, skulu einungis vera skattskyldar f pv\ riki, nema 
bann liafi aä jafnaSi i lünu aäüdarrikimi fasta stofnun, til 
|:)es.s aä leysa af höndiim pessi störf sin. VA liann heür slika 
fasta stofnun, nia kggja skatt ä tekjurnar i hinu aÖüdarrikinu, 
en p6 einungis l)ann hluta l:)eiri’a, sem rekja ma til hinnar 
föstu stofnunar. 


2. Hugtakiä ,.sja!fsta^ä starfsenii“ merkir einkum själfstmÖ 
störf ä sviäi visinda, bokmennta. lista, kennslu og upp(J(lis- 
imila, svo og .sjäifstmä störf kekna, löufneäinga, verkfneäinga, 
arkitekta, tannla'kna og endurskoäenda. 


1.5. grein 

1. Meä lueiin undantekningum, sem um r^eSir i 16., LS. og 
19. gr., skulu starfslauii, vinniilauii og aSrar .svipaäar greiSslur, 
sem aäili heimilisfastur i aäildarriki, fmr fvrir starf sitt, 
einungis skattlagäar i pvi riki, nema starfi5 sc innt af hendi 
i liinu aöildarrikiiiu. Fh starfiS er innt af hendi ])ar, md skatt- 
Icggja greiäsluna fyrir [mS i siÖaniefnda rikitm. 


2. hratt fyrir akva^äi 1. tl., sknlu greiäslur, sein aSili 
heimilisfastur i aäildarriki, her fyrir starf, sein bann innir af 
höndum f Ivnu aäildarrikimi, einungis vera skattskyldar 
i fyrrnefrida rikinu, ef: 

a) viätakandinn dveliir i hinu rikinu i eitt eäa fleiri .skipti, 
sem |?6 ekki fara fram ür 183 dögum samtals a viäkomandi 
alinanaksari, og 

b) greiäslurnar eru iniitar af höndum af eäa fyrir hönd 
viunuveitanda, sein ckki er heimilisfastur i hinu rikinu, og 

e) greiäslurnar eru ekki gjaldfrcräar fastri atvinnustöä e5a 
fastri stofnun, sem vinnuveitandinn rekur i hinu rikinu. 

3. Fratt fyrir framangreind akva'Si |■)es.sarar greinar, mä 
skaltleggja greiS.slur fyrir starf unniö um borS f .skipi a 
al|)jöäaU‘iäiim, i p\\ aSildarriki. j:)ar sem raiinveruleg fram- 
kvmmdastjorn fyrirtiekisins hefir aä.setur. 


Akva'öi jmssa töluliöar skulu cinnig gilda um greiäslur 
fyrir starf unniS um borä i fi.skveiäa-, selveiSa- eSa lival- 
vei5aski|)i, einnig pott greiäslurnar seu iniitar af hendi sem 
ak\’eäinn aflalilutur eäa hluli af afrakstri ]7e.s3arar ütgeräar. 


4. Frätt fyrir akvieSi 1. tl., skulu greiösliir fyrir starf unniä 
cingimgii eÖa aäallega um borä i ioftfari, sem rekiä er af 
fyrirtmki i aSildarriki, einungis skattlagSar i pvi aSildarriki, 
par sem viStakandi greiSslanna er heimilisfastur 
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Artikel 16 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und 
ähnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des 
Aufsichts- oder Verwaltungsrates einer Gesellschaft be- 
zieht, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist, 
können in dem anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

Ungeachtet der Artikel 14 und 15 können Einkünfte, 
die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rund- 
funk- oder Fernsehkünstler und Musiker, sowie Sportler 
aus ihrer in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten 
Tätigkeit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert wer- 
den, in dem sie diese Tätigkeit ausüben. 

Artikel 18 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 können Vergütun- 
gen, die von einem Vertragstaat, einem Land oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften unmittelbar oder aus einem 
von diesem Staat, dem Land oder der Gebietskörper- 
schaft errichteten Sondervermögen an eine natürliche 
Person für eine unselbständige Arbeit gezahlt werden, 
in diesem Staat besteuert werden. Wird die unselbstän- 
dige Arbeit in dem anderen Veitragstaat von einem 
Angehörigen dieses Staates ausg übt, der nicht die 
Staatsangehörigkeit des erstgenannten Staates besitzt, 
so können die Vergütungen nur in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Auf Vergütungen für unselbständige Arbeit, die 
im Zusammenhang mit einer auf Gewinnerzielung ge- 
richteten gewerblichen Tätigkeit r’nes Vertragsiaates, 
eines Landes oder einer ihrer Gebietskörperschaften 
geleistet wird, finden die Artikel 15, 16 und 17 Anwen- 
dung. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die 
von der Deutschen Bundesbank, der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost sowie der Isländi- 
schen Zentralbank und der Isländischen Post- und Tele- 
grafenverwaitung gezahlt werden. 

Artikel 19 

(1) Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer 
in einem Veitragstaat ansässigen Person für frühere 
unselbständige Arbeit gezahlt werden, können nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(2) Ruhegehälter, Renten und andere wiederkehrende 
oder einmalige Zahlungen, die von einem Vertragstaat, 
einem Land oder einer ihrer Gebietskörperschaften an 
eine natürliche Person als Entschädigung für einen Scha- 
den gezahlt werden, der als Folge von Kriegshandlun- 
gen oder politischer Verfolgung entstanden ist, können 
nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 20 

(1) Vergütungen, die ein Hochschullehrer oder Lehrer, 
der in einem Vertragstaat ansässig ist und sich für höch- 
stens zwei Jahre in den anderen Vertragstaat begibt, 
um fortgeschrittene Studien oder Forschung zu be- 
treiben oder um an einer Universität, Hochschule, Schule 
oder einer anderen Lehranstalt zu unterrichten, für diese 
Arbeit bezieht, werden in dem anderen Staat nicht be- 
steuert. 

(2) Zählungen, die ein Student oder Lehrling (ein- 
schließlich eines „Volontärs" oder eines „Praktikanten"), 
der in einem Vertragstaat ansässig ist oder unmittelbar 
vorher dort ansässig war und der sich in dem anderen 
Vertragstaat ausschließlich zum Studium oder zur Aus- 


16. grein 

Stjornarlaun og a5rar svipaöar grci5.slur, sein aäili heimilis- 
fastiir 1 aäildarnki fmr fyrir a5 vera stj6rnarma5iir felags, 
sein heiinilisfast er \ hinu aäildarn'kiiui, ma skattleggja 
i siäarnefiida rikiiui. 


17. grein 

I)rätt fyrir akvaiäi 14. og 15. gr. nui skattleggja aäila, 
sem koma fram i atvinnuskyni til skemmtiinar almenningi, svo 
sem leikhüs-, kvikmynda-, hljöävarps- e9a sjonvarpslista- 
menn, hijomlistarmcnn og fprottamenn, af tekjiim, sem peir 
hafa af slikuin pensön uleginn störfurn i pvi aäildarn'ki, par 
sem pessi störf eni innt af höndinn. 

18. grein 

1. Greiäslü, m(‘5 peirri undantekningu, .sein um nn5ir 
f 19. gr., sem innt er af hendi af aäildairiki, einstöku riki 
pess (Land), opinberri stofnun pess o5a sveitarstjörn, beint 
eöa ür sjoäum stofmiöum af pessiim aäilum, til manns fyrir 
starf Irans, ma skattloggja \ pvi riki. Ef starüä er innt af 
hendi i hinu aäildarrikinu af n'kisborgara pess rikis, sem ekki 
er rfkishorgari i fyrrnefiida rikiiiu, skal cinnngis skattleggja 
grciäsluna i pvi riki. 


2. AkvieSi 15., 16. og 17. gr. gilda um greiäslu fyrir starf, 
sem innt er af hendi i sambandi vi5 hvers konar viäskipti, 
sem rekin eru i hagnaäarskyni af aÖildarriki, einstöku riki 
pess (Land), opinberri stofnun pess e5a sveitarstjörn. 


3. Akva'äi 1. tl. skulu ä sama hatt gilda um greiäslu, sem 
innt er af hendi af pyzka rikishankanum, pyzkn rikisjärn- 
brautumim jog pyzku postmälastofnuninni, svo og Se^labanka 
Island.s og islenzku post- og simamalastjoriiiimi. 


19. grein 

1. Eftirlaun og aürar svipaöar groiäslur, sem inntar eru af 
hendi til aäila, sem iKÜinilisfastiir er i aöildarriki, vegna 
fyrra starfs lian.s, skulu eiiuingi.s skattlagÖar i pvi riki. 

2. Eftirlaun, ärgreiäslur og a5rar tiinabilsgreiöslur eäa 
greiäslur i eitt vskipti fvrtr oll, sem greiddar eru til manns af 
aäildarriki, einstöku riki [re.ss (Land), opinberri stofnun pe.ss 
eäa sveitarstjörn sem skaSabretur fyrir ükam.smeiäsl eäa tjön, 
sem bann liefur beäiä vegna lior'na5ara9ger5a e5a stjörn- 
malaofsökna, .skulu einiingis skattlag^ar i pvi riki. 


20. grein 

1. Pr6fe.ssor eäa kcniiari, sem lieiniilisfastnr er i aäihlarn'ki, 
og sem dveliir i hinu aäildarrikinu, pö ekki yßr tvö är, i pvi 
skyni a5 stunda franihaldsnäm. rann.söknir e5a kenuslu viö 
liäsköla, märi sköla, aära sköla eäa menntaslofnanir, .skal 
ekki skattlagäur i siäarnefnda rikinu af greiÖslum. sein hann 
fmr fyrir petta starf. 


2. Namsmaäur c5a nemi (par meü taliim sjalfboöaliäi 
(Volontär), eäa nemi til reynshi (Praktikant)), sem er, eäa 
siöast var, heimili.sfastur i aäildarrtki. og sein dveiur um 
stundarsakir i hinu aäildarrikimi cinimgis vegna näms sins 
eäa pjälfunar, ska! ekki skattlagäur i siäarnefnda rikinu af 
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bildung vorübergehend aufliült, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbddung erhält, werden in dem 
anderen Staat nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlun- 
gen aus Quellen außerhalb des anderen Staates zu- 
fließen. 

(3) Ein Student einer Universität oder einer anderen 
höheren Lehranstalt eines Vertragstaates, der insgesamt 
nicht länger als 100 Tage während eines Kalendei Jahres 
in dem anderen Vertragstaat eine unselbständige Arbeit 
ausübt, um die für seine Ausbildung erforderlichen 
praktischen Erfahrungen zu sammeln, wird mit den Ver- 
gütungen, die er für diese unselbständige Arbeit bezieht, 
in diesem anderen Staat nicht besteuert. 


Artikel 21 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkünfte einer in einem Vertragstaat an- 
sässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 22 

(1) Llnbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen 
einer Betriebstätte eines Unternehmens darstellt oder 
das zu einer der Ausübung eines freien Berufes dienenden 
festen Einrichtung gehört, kann in dem Vertragstaat 
besteuert werden, in dem sich die Betriebstätte oder die 
feste Einrichtung befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb 
dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in 
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschältsleitung des Unternehmens be- 
findet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Ver- 
tragstaat ansässigen Person können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

Artikel 23 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland an- 
sässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden 
von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
die Einkünfte aus Quellen innerhalb Islands sowie 
die in Island gelegenen Vermögenswerte ausgenom- 
men, die nach diesem Abkommen in Island besteuert 
wer len können. Die Bundesrepublik Deutschland be- 
hält aber das Recht, die auf diese Weise ausgenom- 
menen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Eest- 
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen. Auf Divi- 
denden sind die vorstehenden Bestimmungen nur an- 
zuwenden, wenn die Dividenden an eine in der Bun- 
desrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft von 
einer in Island ansässigen Gesellschaft gezahlt wer- 
den, deren Kapital zu mindestens 25 vom Hundert un- 
mittelbar der deutschen Gesellschaft gehört. Von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer weiden 
ebenfalls Beteiligungen ausgenommen, deren Dividen- 
den, falls solche gezahlt werden, nach dem vorher- 
gehenden Satz von der Steuerbemessungsgrundlage 
auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen wird unter 
Beachtung der Vorschriften des deutschen Steuer- 


greiSslutn. sem bann her til uh standa straum af framf[er.slu 
sinni, nänii eSa l>jairiin, enda seu slikar greiöshir til Irans 
rimnar fra aöilum iitan poss rikis. 


3- Xam.smaüur viÜ hasköla eSa aSra a'Sri menntastofniin 
i näildurriki, .^em starfar \ liinii aöüdarrikiiui i eitt eüa fleiri 
skipti, sem p6 ekki fara fram ür lOO dögum samtalsa alman- 
aksarinu, ti! Jre.ss ah öölast starf.sp jälfiin nau^synlega 
menntun sinni, ska! ekki .skattlagÜur i siöarnefiida n'kinu af 
grei^slum fvrir petta starf. 


21. grein 

Tekjnr, sem ekki er serstaklega fjalla^ um her a9 framan, 
.skulu einungis skattlagSar i pvi a^ildarriki. par sem viÖ- 
takandi peirra er heimilisfastur. 


22. grein 

1. Kign, sem er fasteigri samkvaemt skilgreiningu 2. tl. 
ß. gr., mä skattleggja i pvi aSildarriki, par sem eignin er. 

2. Kign i lausafe. sem er hhiti atvinnurekstrareignar fastrar 
atvinnustöövar fyrirtiekis eäa i lausafe. sem tiiheyrir fastri 
stofnun, sem noluS er i sariibaiidi v\h sjalfstieSa starfsemi, 
ma skattleggja i pvi aÜildarriki. par sem fasta atvinnu.stöSin 
eSa fasta stofnun in er, 

3. Skip og loftför, sein notuü eru ä alpjöüaleiÖnm, svo 
og iau.safe, sem tiiheyrir rekstri slikra .skipa og loftfara, skulu 
einungis skattiögÜ i pvi aÜild.arriki, par sem raunveriileg 
{rarnkvieindastjorn fyrirtmkisins hefur aSsetur. 


4. Allar aörar oignir aöila heiniilisfasts i aäildarriki .skulu 
einungis skattlagÖar i pvi riki. 


23. grein 

1. »Skattur aöila hoimilisfasts i Sambandslyövcldinu hyzka- 
landl skal pannig akveöimi; 

a) Xema akvitöi b-ii5ar eigi viÖ, skal eigi telja me5 skatt- 
stofninum, sem pyzkur skattur er lagöur a, pmr tekjur 
frä f.slandi og p;er eignir a fslandi, sem samkviemt sam- 
ningi pessiim ma skattleggja ä Islandi. Sambandslyäveldiä 
hyzkalaiul askilur ser hins vegar roll til a5 taka tillil til 
tekna pessara og eigna, sem pannig vorn eigi meötaldar, 
viö akvörSiin skaltstiga sins. Frarnangreind akva^Si pessa 
stafliSar skulu, aö pvi er varSar tekjur af agüöahlutum, 
einungis taka til peirra agoöahluta, sem greicldir eru 
felagi heimilisföstu i SambandsiySveklinu iH'zkalandi af 
felagi heimili.stastii ä Islandi, ef a5 minnsla kost! 
eignarlilutdeild i isicnzka felaginu er beirr eign pyzka 
feiagsins. Ihm freinur skal eigi talin meS skattstofninum, 
sem pv/kur skattur er lagStir a, sü lilutaf jareign par sem 
ägöSahlutinrir af lienni, ef greiddir, myndu eigi iiafa veriö 
tatdir nii'ö skattstofninum, sem skattur er lagöur ä sam- 
kvcCuirt akvieäum luesta malsli^ar her ah framan. 


b) Samkvmmt akva^Üutrr pyzkra skattalaga um frädratt 
erlendra skatta, skal leyfSur sem fradrättur frä pyzkum 
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rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern 
die isländische Steuer angerechnet, die in Überein- 
stimmung mit diesem Abkommen gezahlt worden ist 
für: 

aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen, 
bb) Vergütungen im Sinne des Artikels 16. 

Der Anrechnungsbetrag darf jedoch nicht den Teil 
der vor der Anrechnung ermittelten deutschen Steuer 
übersteigen, der auf diese Einkünfte entfällt. 

(2) Bei einer in Island ansässigen Person wird die 
Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden 
von der Bemessungsgrundlage der isländischen Steuer 
die Einkünfte aus Quellen innerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland sowie die in der Bundesrepublik 
Deutschland gelegenen Vermögenswerte ausgenom- 
men, die nach diesem Abkommen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland besteuert werden können. Island be- 
hält aber das Recht, die auf diese Weise ausgenom- 
menen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Fest- 
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen. 

b) Auf die isländische Steuer vom Einkommen wird die 
deutsche Steuer angerechnet, die in Übereinstimmung 
mit diesem Abkommen gezahlt worden ist für: 

aa) Dividenden, 

bb) Vergütungen im Sinne des Artikels 16. 

Der Anrechnungsbetrag darf jedoch nicht den Teil der 
vor der Anrechnung ermittelten isländischen Steuer 
übersteigen, der auf diese Einkünfte entfällt. 

Artikel 24 

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates dürfen 
in dem anderen Vertragstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung 
unterworfen werden, die anders oder belastender sind 
als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen des ande- 
ren Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen 
sind oder unterworfen werden können, 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragstaates in dem anderen Vertrag- 
staat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger 
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen 
Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als ver- 
pflichte sie einen Vertragstaat, den in dem anderen Ver- 
tragstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -Ver- 
günstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Per- 
sonenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die 
er den in seinem Gebiet ansässigen Personen gewährt. 

(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren Ka- 
pital ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, 
einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen Person 
oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kon- 
trolle unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Vertrag- 
staat weder einer Besteuerung noch einer damit zusam- 
menhängenden Verpilichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender sind als die Besteuerung und 
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen weiden können. 

Artikel 25 

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Person 
der Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragstaates 
oder beider Vei tragstaalen für sie zu einer Besteuerung 
geführt haben oder führen weiden, die diesem Abkom- 
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der 


skatti a tekjur, fslenzkur skattur greiddur samkviemt 
akvieäum samnings pe.ssa af eftirtüldum tekjum: 

aa. agöäahlutum. sein ekki er fjallaÖ um \ stafliä a. 
bb. greiäslum samkviemt akvreäum 16. gr. 

Samt sein aÖur skal fradratturinn ekki fara fram ür peiin 
hluta |:>yzka skattsins, sem kemur i hlut Jicssara tekna, 
eins og bann er reiknaöur aSur en fradratturinn er geräur. 

2. Skattur aÖila heimilisfasts a fslandis skal j^iannig akveö- 

inn: 

a) Xema akvioäi b-liäar eigi viÖ, skal eigi telja meä skatt- 
stofuinum, sem islenzknr skattur er lagSiir a, juer tekjur 
fni Sambandsl yÖveldinu Fyzkalaiidi og \rcer eignlr f Sam- 
bandslyäveldhui Fyzkalandi, sem samkvsemt samningi 
pessum ma skattleggja i Sambaiidsiy’Övcldinu Tyzkalandi. 
Island askilur ser hins vegar rett til aÖ taka tillit til tekna 
|:)essara og cigna, sem pannig vom eigi me5taldar, viö 
akvöräun skattstiga sins. 


b) Leyfäur skal sem fradrattur fni islenzkurn .skatti a tekjur, 
pyzkur skattur greiddur sarnkviemt akvieäum samnings 
pessa af eftirtöldiim tekjum: 
aa. agoÖalilutum. 

bb. greiÖslum samkvmmt äkva.'5um 16. gr. 

Samt sem a5ur skal fradratturinn ekki fara fram ür peim 
hluta islenzka skattsins, sem kemur i hlut pessara tekna, 
eins og Kann er reiknaSur aäiir en fradratturinn er geräur. 

24. grein 

1. Rfkisborgarar aÖildarnkis skulu ekki vera liaäir annarr- 
eäa pyngri skattlagningu e9a öärum skyldum i pvi sam- 
bandi i hinii aäildarrikinu heldur en rikisborgarar pess rikis 
eru eäa gadu orÜiä viS sömu aÖsta^äiir. 


2. Skattlagning fastrar atvinmistöävar, sem fyrirtmki i 
aälldarriki rekur i liinu aäildarrikinu, skal ekki vera öhag- 
staSari i si'Öarnefnda rikinu en skattlagning a fyrirtaki par, 
sein hafa sams konar starfsemi rneÖ hönclum. 

Tetta akvaäi skal ])6 ekki skyra pannig, aä ])a9 skyldi 
aöildarriki til a5 veita aöilum heimilisföstum i hinu a5ild- 
arrikinu nokkurn pann pcrsonufradratt, ivilnanir og laTkun 
skalta vegiia hjüskaparstettar e5a f jölskyldiifranifmrslu, sem 
pa5 veitir aöilum, sein eru heimilisfastir i fyrruefnda rikinu. 

3. Pütt fjarmagn fyrirtiekja i aöildarriki -se aä öllu eÖa 
nokkni leyti, beiiit eSa öbeint, i eigii ei^a stjörnaÖ af eiiuim 
c5a fleiri aäiluin, sem eru heiinili.sfastir i liiini aäildaiTikinu, 
skulu pau ekki vera iiaÜ aimarri e5a pyugri skattlagningu 
eäa öÖriim skyldum i pvi sambandi i fyrrnefnda rikinu heldur 
eil fyrirtadvi svipaSrar teguiular i pvi rlki eru eäa gadu oiüiÖ. 


25. grein 

1. hegar aäili heimilisfastur i aSildariiki telur. aä raSstaf- 
anir, .sein ger5ar eru af öürii eÖa baSuin aäildarrikjumim, 
leiäi til eäa nuuü leiÖa til skal tla‘j:nüi'.'ar, aä pvi er barm 
varäar. sein ekki er i samraani viä akvaäi samnings pessa, 
getur liaini visaÖ maiinu til b;ers sijörnvalds pe.ss aäildarriki.s. 
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nach innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsbehelfe ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine be- 
friedigende Lösung herbeizufühi en, so wird sie sich be- 
mühen, den Fall durch Verständigung mit der zustän- 
digen Behörde des anderen Vertragstaates so zu regeln, 
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteue- 
rung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die 
bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens 
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. 
Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Abkommen 
nicht behandelt sind, vermieden werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten kön- 
nen zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der 
vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkeh- 
ren, Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die 
Herbeiführung der Einigung zv/eckmäßig, so kann ein 
solcher Meinungsaustausch in einer Kommission durch- 
geführt werden, die aus Vertretern der zuständigen Be- 
hörden dei Vertragstaaten besteht. 


Artikel 26 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den die Informationen austauschen, die erforderlich sind 
zur Durchführung dieses Abkommens und des innerstaat- 
lichen Rechts der Vertragstaaten betreffend die unter 
das Abkommen fallenden Steuern, soweit die diesem 
Recht entsprechende Brestcuerung mit dem Abkommen 
in Einklang steht. Alle so ausgetauschten Informationen 
sind geheimzuhalten und dürfen nur solchen Personen 
oder Behörden, einschließlich Gerichten, zugänglich ge- 
macht werden, die mit der Veranlagung, Erhebung oder 
strafrechllichen Verfolgung bezüglich der unter das Ab- 
kommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulcgen, als ver- 
pflichte er einen der Vertragstaaten: 

a) VfTwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen oder der Vcrwaltungspraxis dieses oder 
des anderen Vertragstaates ab weichen; 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Gesetzen oder 
im üblichen Vcrwaltungsverfahren dieses oder des 
anderen Vertragstaates nicht beschafft werden kön- 
nen; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Ge- 
schäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Gesdiäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung der öfienllichen Ordnung widerspradiC. 


Artikel 27 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen 
Vorrechte, die den diplomatischen und konsularischen 
Beamten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder auf Grund besonderer Vereinbarungen zustohen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen im Empfangssfaat 
wegen der den diplomatischen oder konsularisdien Be- 
amten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder aufgrund besonderer zwischenstaatlicher Verträge 
zus lebenden steuerlichen Vorrechte nicht besteuert wer- 
den, steht das Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu. 


|)ar sem hann er heimilisfastur, an tülits til f)eirra rettar- 
verndar, sem kann aÖ vera heimiluS i löggjöf n'kjanna. 

2. Ef hiö bcTra stjörnvaid telur, aÖ motmielin seii a rökum 
rci.st, en getiir j:»6 ekki själft leyst maliÖ a viÖunaiidj hätt, 
skal }:)aÖ leitast viÖ a5 leysa maliÖ me5 gagnk\^‘<cmu .sam- 
komulagi viü b;ert stjörnvaid \ hinu aÖildarn'kinu, i [nü 
skyni a5 komast hja skattlagriingu, sein ekki er i samrauni 
viÖ äkvucÖi .samnings j^essa. 

3. Ikcr .sljörnvöld \ aÖildarrikjuuiim .skulii meö gagnkvjTemii 
samkomulagi leitast vi9 ah leysa aerhvern vanda eÖa vafa- 
atriÖi variandi skyririgu oöa beitingii äkvieSa samningsins. 
Fan geta einnig raÖgazt sin a milli i ]nü skyni aÖ komast 
hja tvisköttun i tilvikiim, sem ekki er fjallaÖ um i sam- 
ningiium, 

4. Bair stjornvöld i aöiidarrik junum geta haft beint sam- 
band sin a milli i ]nu' skyni a5 gera samkomulag i samraemi 
viÜ paÖ, sem um er nett f pessari grein. Fegar geskilegt 
virÖist, a5 fram fari iminnlegar umraiSur til |:)ess aÖ samkom- 
ulag iiäist, geta slikar unineSur fariö fram i iiefnd, sem 
skipuÜ er fuiltrüum ba^rra stjörnvalda beggja aöiidarrikjanna. 


26. grein 

1. Iner stjornvöld i acFldarrikiiiiuim skulu skiptast ä |>eiin 
upplysiiigurn, sein na u 5 sy niegar eru vegna framkv:enidar 
samnings ]n‘ssa og iimlcndrar löggjafar aÜiidarrikjanna, varÖ- 
audi skatta, sem äkvueüi samnings [:)essa nä til, aS f)vi leyti, 
sem viökomandi skattlagning er i samrauni viö sainninginn. 
Allar upplysingar, sem jnninig er ä skipzt, skal fara rne5 sem 
trüimÖarmäl og ekki gera kunnar ö5rum aÖiliim eÖa stjörn- 
Vüldnm, Inir meÖ töldum domstölum. en [-Jeim, sem liafa 
meö höndiim äkvöiAun, iunhciintn e5a akairuvald varSaiidi 
l>a skatta, sem .samningur pcasi fjallar um. 


2. Akvii 1. t1. skal 1 engu tilviki skyra [larmig, a5 [:)au 
leggi a amiaS hvort aöildarrikjaiina skyldu til: 

a) aü framkvamia stjornarräÖstafanir, .sem vikja frä löggjöf 
e5a stjörnvenju |:>es.s själfs c3a liiiis aöildarrikisins, 

b) aÖ lata i te gögn, sem ekki er unnt aö afla samkvfemt 
löggjöf (‘Sa eÖlilegri stjünn'enju |)(‘ss själfs o5a hins 
aöildarrikisins, 

c) aÖ lata i te upplysingar, sem inundu Ijcistra igip leyndar- 
niäliim eäa frainleiösluaöferöuin ä sviÖi atviminmäla, 
viüski[)ta, iänaÖar, vcrzlunar e5a aiinarrar starf.se in i, svo 
og u|)ply.singar, smn gagiistiett er almemiingsliagsmiiiuim 
{ordre public) aÖ gefa. 

27. grein 

1, Akwcäi samniiig.s pes.sa skulu ekki bafa älirif ä skatt- 
ivilnanir, sem ojiinberir starfsmenn vi9 sendiräö eäa taeÖis- 
mannsski’ifstofiir njöta, sainkvaunt almeunuin l:)j()ärettar- 
icgtuni cäa t saiiineini viä äkvwöi i st'rstökum samningiim. 

2. A5 svo miklu leyti, sem tekjiir e5a eigriir eru ekki .skatt- 
lagÜar i dvularlaiidinu vegna .skaltivilnana, sem opiiihorir 
.starfsmenn vi5 sondiräö eöa neSismanusskrifstofur nj()ta, 
samk\';emt almeiniiim ]:> jööretta 'regium (?äa i sarnramii viÖ 
äkvicöi i serstoUum allijcSäusamirnguni, skal heimarikiÖ liafa 
rett til skattlagniiigar. 
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(3) Bei Anwendung des Abkommens gelten die Ange- 
hörigen einer diplomatischen oder konsularisdien Ver- 
tretung, die ein Vertragstaat im anderen Vertragstaat 
oder in einem dritten Staat unterhält, als im Entsende- 
staat ansässig, wenn sie die Staatsangehörigkeit des 
Entsendestaates besitzen und dort zu den Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen wie in diesem Staat an- 
sässige Personen herangezogen werden. 


Artikel 28 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung von Island innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegen- 
teilige Erklärung abgibt. 


Artikel 29 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Rykja- 
vik ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am dreißigsten Tage nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist 
anzuwenden: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

auf die Steuern, die für das Kalenderjahr 1968 und 
für die darauffolgenden Kalenderjahre erhoben wer- 
den; 

b) in Island; 

auf die Steuern, die für das Steuerjahr 1968 und 
für die darauffolgenden Steuerjahrc erhoben werden. 

(3) Die von den beiden Regierungen in den Noten 
vom 8. Oktober 1962 und 18. Juli 1963 getroffene Ver- 
einbarung über die Doppelbesteuerung bei Schiff- und 
Luftfahrtunternchmen findet nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens keine Anwendung mehr mit Wirkung von 
dem Tage, von dem an dieses Abkommen angewendet 
wird. 

Artikel 30 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragstaaten bis zum dreißigsten 
Juni eines jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fünf 
Jahren, vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, das 
Abkommen gegenüber dem anderen Vertragstaat auf 
diplomatischem Wege schriftlich kündigen; in diesem Fall 
ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden; 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

auf die Steuern, die für die Kalenderjahre erhoben 
werden, die auf das Kalenderjahr folgen, in dem die 
Kündigung ausgesprochen wird; 

b) in Island: 

auf die Steuern, die für die Steuerjahre erhoben wer- 
den, die auf das Steuerjahr folgen, in dem die Kündi- 
gung ausgesprochen wird. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu von ihren 
Regierungen gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Abkommen unterschrieben. 


3. I sambandi viÜ framkvrcmd samnimjs [icssa, skulu 
menn, som erii stajJsmenn seudiräüa oSa neÜi.smannsskrif- 
stofa aÜildarrikis \ hhui aüildarrikinn e9a \ |7riüja rikinu. og 
sein eru riki.sborgarar |>ess riki.s, er sendi pa, telia.st heimilis- 
fastir i pvi riki. cf j^eir bera sömu skyldu varüandi skatta af 
tckjum og eigmini og aÜilar heimilisfastir |:)ar. 


28. grein 

Samningiir [icssi skal einnig gilda fyrir Berlinarrfki (Land 
Berlin), enda haß rikisstjorn Sambandslyüveldisins Tyzka- 
lands ekki tilkynnt rikisstjorn Islands innan j^riggja manaüa 
fra gildistöku samnings j^es-sa, aä svo skuli ekki vera. 


29. grein 

1. Samning Jiennan skal fullgilda og skipzt skal a fullgild- 
ingarskjöliun f Reykjavik, svo fljött sem kostur er. 

2. Samningiir pessi skal ganga f gildi ä pn'tiigasta degi 
eftir aÜ skipzt hefur veriü a fullgildingarskjöhim og koma 
til frarnkvamida: 

a) ( Sambandslyüveldinu Tyzkalandi: 

um skatta, sem a eru lagöir fyrir almanaksariü 1968 og 
f} rir eftirfarandi almanaksar. 

b) a Islandi: 

um skatta, sein a eru lagÜir fyrir skattariÜ 1968 og fyrir 
eftirfarandi skatta r. 

3. Äk va‘5i samkomiilags milli hinna tveggja rikistjorna, 
sein til var stofnaü ineÜ skiptum a orÜseiidingum dagsettum 
8. Oktober 1962 og 18. jüh 1963, um tvfsköttun skipafelaga 
og flugfelaga, skulu, er samningiir pessi gmigiir i gildi, falla 
nr gildi fra peini degi, sem äkvuc5i samnings pessa koina tü 
framkvaunda. 


30. grein 

Samningiir pessi skal gilda um otiltekiim tiina, eii hvort 
aüildarrikjanna um sig gotur, 30. juni eÖa fyrr almanaksar 
livert, sem liefst eftir aÜ finiin ar eru liÖin fra gildistökii sam- 
ningsins, tilkynnt hinu aSildarrikinu, eftir diplöinatiskum 
leiöiim, skriflega npp.sögn samningsins og se svo gert, skal 
samningiir pe.ssi luctta aü konia til framkvuemda: 

a) i Sambandslyüvcldinu Pyzkalandi; 

aÖ pvi er varüar skatta alagÜa fyrir pau almanaksar, sem 
na'st eru a eftir pvi alinanaksari, sem uppsÖgnin er gerü ; 

b) a Islandi: 

aS pvf er varöar skatta alagÜa fyrir pau skattar, sem 
mest eru a eftir pvi skattari, sem uppsöguiii er gerü. 


EESSU TIL STADFE81TXGAR höfum ver undirritaÖir, 
sem fengiö höfum umboS rikisstjorna vorra, uiulirritaü 
samning pennan. 
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GESCHEITEN zu Bonn am 18. März 1971 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und isländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


GERT i Bonn hinn 18. dag inarz mänaÖar 1971 i tveimur 
friimritum, hvoru um sig a [?yzku og islenzku, og skulu 
textar hcggja vera jafrigildir. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Fyrir hönd SanibandslySveldisins I>\'zkalands: 

Raul Frank 
Dr. Emde 

Für die Republik Island: 

Fyrir liönd LyÖveldisins Islands: 

’Arni Tryggvason 
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Protokoll 

Anläßlich der Unterzeichnung des heute geschlossenen 
Abkommens zwischen der Republik Island und der 
Bundesrepublik Deutschland zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom- 
men und vom Vermögen haben die Unterzeichneten Be- 
vollmächtigten das nachstehende Protokoll unterschrie- 
ben, das Bestandteil des Abkommens ist; 

Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a gilt nur für Dividenden, 
die von einer Gesellschaft gezahlt werden, deren Ein- 
künfte ausschließlich oder fast ausschließlich stammen: 

a) aus einer der folgenden innerhalb Islands ausgeübten 
Tätigkeiten: aus der Herstellung oder dem Verkauf 
von Gütern oder Waren, aus Vermietung oder Ver- 
pachtung, aus technischer Beratung oder technischer 
Dienstleistung oder aus Bank- oder Versicherungs- 
geschäften, oder 

b) aus Dividenden, die von einer oder mehreren in Is- 
land ansässigen Gesellschaften gezahlt werden, die 
ihre Einkünfte wiederum ausschließlich oder fast aus- 
schließlich aus einer der folgenden innerhalb Islands 
ausgeübten Tätigkeiten beziehen: aus der Herstellung 
oder dem Verkauf von Gütern oder Waren, aus Ver- 
mietung oder Verpachtung, aus technischer Beratung 
oder technischer Dienstleistung oder aus Bank- oder 
Versicherungsgeschäften. 

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so gilt Arti- 
kel 23 Absatz l Buchstabe b. 


BÖKLX 

ViÜ uiidirritun samiiiiigs j)ess, sein i dag hefir veriÜ ger5ur 
inilli Lv5veidisins Islands og SambandslyÜveldisins Tyzka- 
lands til aÖ koina ( veg fyrir tvisköttun, a3 pvi er varBar 
skatta ä tekjur og eignir, hafa undirritaBir fulltrüar meB 
umboBi ritaB nöfn sin uiidir eftirfarandi bokun, sera mynclar 
hluta af samningnum ; 

StafliB a, 1. töluliBar 23. greinar skal eimingis beitt um 
ägöBahluti, sein greiddir eni af felagi, sein eingöngu eBa 
naistum eingöngu hefur tekjur; 

a) af framleiBslu, sölu vara, leigii, ta^knilegum räBiun eBa 
|)jünustu, eBa baiika- eBa vätryggingarstarfsomi ä Islandi, 
eBa 


b) af ägöBahlutum grckldum af einii eBa fleiri felögiim, 
heimiiisföstum a fslandi, sein själf hafa tekjur sinar ein- 
göngu eBa iiicstum eingöngu af framleiBslu, sölu vara, 
lefgu, heknilegum raBuin eBa |g’6niistu, eBa banka- eBa 
vatryggingarstarfsemi ä Islandi. 


I t)vi tilviki, aB |:>essuin skilyrBiun se ekki fullnaegt, skal 
beita stafliB b, 1. töluliBar, 23. greinar. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Fyrir hönd SambandslyBveldisins hyzkalands: 
Paul Frank 
Dr. Emde 

Für die Republik Island: 

Fyrir hönd LyBveldisins Islands: 

'Arni Tryggvason 
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Denkschrift 


Das am 18. Marz 1971 in Bonn Unterzeichnete Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
Vermögen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Island ist außenpolitisch auf dem 
Hintergrund der europäischen Partnerschaft, der ge- 
meinsamen Zugehörigkeit zur NATO und zur OECD 
sowie der traditionell guten Beziehungen der Bun- 
desrepublik zu den skandinavischen Staaten zu 
sehen. Wirtschaftspolitisch findet das Abkommen 
seinen Grund darin, daß die Bundesrepublik unter 
den Elandelspartnern Islands einen bedeutenden 
Platz einnimmt. Das Abkommen soll die Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen beiden Staaten auf eine 
sichere steuerliche Grundlage stellen und darüber 
hinaus die wirtschaftliche Zusammenarbeit weiter 
fördern. 

In den wesentlichen Zügen seines Inhalts und Auf- 
baus entspricht das Abkommen dem von der OECD 
empfohlenen Musterabkommen (vgl. Bundesanzei- 
ger 76/1964), Die einleitenden Bestimmungen der 
Artikel 1 bis 5 stecken den Geltungsbereich des 
Vertragswerks ab und enthalten die für die An- 
wendung des Abkommens wichtigsten Definitionen. 
Die Artikel 6 bis 22 legen den Rahmen fest, inner- 
halb dessen der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
Einkünfte und Vermögenswerte besteuern darf. Ar- 
tikel 23 bestimmt, wie der Wohnsitzstaat bei den 
dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat zur Besteue- 
rung überlassenen Einkünften und Vermögenswerten 
die Doppelbesteuerung vermeidet. Die abschließen- 
den Artikel 24 bis 30 regeln den Schutz vor 
Diskriminierungen, die zur Durchführung des Ab- 
kommens notwendige Zusammenarbeit der Vertrag- 
staaten, das Inkrafttreten und Außerkrafttreten des 
Abkommens und andere Fragen. Dem Abkommen 
ist ein Protokoll beigegeben. 

Zu den einzelnen Abkommensregelungen ist folgen- 
des zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den 
das Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel grenzt die Steuern ab, die unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen verwendete 
Begriffe; Absatz 2 enthält die übliche Auslegungs- 
regel, die auf das innerstaatliche Recht als subsidiäre 
Auslegungsquelle verweist. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen den Begriff der in einem 
Vertragstaat ansässigen Person, der für den sub- 
jektiven Geltungsbereich des Abkommens und die 
Abgrenzung der Besteuerungsrechte maßgebend ist. 


Grundsätzlich bestimmt sich die Ansässigkeit nach 
den Merkmalen des innerstaatlichen Rechts der 
Veitragstaaten (Absatz 1). 

Sind Personen danach in beiden Staaten ansässig, so 
wird nach bestimmten Kriterien nur einer der Staa- 
ten lür die Abkommensanwendung als Wohnsitz- 
staat behandelt (Absätze 2 und 3). 

Absatz 4 trägt einer Besonderheit des isländischen 
Steuerrcchts Rechnung. Eine Personengesellschaft 
wird daher im Sinne des Abkommens als „Person" 
angesehen; sie gilt als in dem Staat ansässig, in dem 
sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
befindet. Die Artikel 5 bis 22 sind jedoch nur an- 
wendbar auf Einkünfte und Vermögensteile, die in 
dem Staat der Geschäftsleitung auch tatsächlich der 
Besteuerung unterliegen. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert in Übereinstimmung mit 
dem Musterabkommen der OECD den Begriff der 
Betriebstätte, der die Grundlage für die Besteuerung 
der gewerblichen Einkünfte bildet (vgl. Artikel 7). 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen, daß Einkünfte aus unbeweg- 
lichem Vermögen in dem Staat besteuert werden 
können, in dem dieses Vermögen liegt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung der Ge- 
winne aus Gewerbebetrieb. Nach Absatz 1 darf ein 
Staat die gewerblichen Einkünfte von Unternehmen 
des anderen Staates, entsprechend einem internatio- 
nal allgemein anerkannten Prinzip, nur insoweit be- 
steuern, als der Gewinn durch eine in seinem 
Gebiet gelegene Botriebstätte erzielt wird. Die Ab- 
sätze 2 bis 6 enthalten Bestimmungen über die 
Ermittlung und Zurechnung der Betriebstätten- 
gewinne. Absatz 7 regelt das Verhältnis der Betrieb- 
stättenbesteuerung zu den Abkommensbestimmun- 
gen für andere Einkünfte. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen, daß Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationa- 
len Verkehr, abweichend vom Betriebstättenprinzip, 
nur im Staat der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unteniehmens besteuert werden dürfen. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen klar, daß das Abkommen 
der Korrektur von Gewinnverlagerungen zwischen 
verbundenen Personen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt im wesentlichen in Überein- 
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be- 
steuerung der Dividenden. 
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Nach Absatz 1 können Dividenden in dem Staat 
besteuert werden, in dem der Empfänger ansässig 
ist. 

Nach Absatz 2 wird die Steuer des Quellenstaates 
auf 15 V. H. bzw., wenn die Dividenden einer wesent- 
lich beteiligten Kapitalgesellschaft (Mindestbeteili- 
gung 25 V. H.) zufließen, auf 5 v. H. des Brutto- 
betrages der Dividenden begrenzt. 

Empfängt eine isländische Muttergesellschaft auf 
Grund einer wesentlichen Beteiligung Dividenden 
von einer deutschen Kapitalgesellschaft, so bleibt 
gemäß Absatz 3 die deutsche Kapitalertragsteuer 
zum vollen Satz von 25,75 v. H. (einschl. der Ergän- 
zungsabgabe) aufrecht erhalten. Damit wird, ent- 
sprechend der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages zum Steueränderungsgesetz 1958 (Bundes- 
tagsdrucksache 448 S. 2, 3. Wahlperiode), berück- 
sichtigt, daß der ausgeschüttete Gewinn bei der 
deutschen Tochtergesellschaft nur der ermäßigten 
Körperschaftsteuer zum Satz von 15 v. H. unter- 
legen hat und die isländische Muttergesellschaft die 
deutsche Nachsteuer von 36 v. H. nicht zu entrichten 
braucht, die eine deutsche Muttergesellschaft im 
gleichen Falle zu tragen hätte. 

Empfängt eine deutsche Muttergesellschaft auf Grund 
einer wesentlichen Beteiligung Dividenden von einer 
isländischen Gesellschaft, so bleibt nach Absatz 4 
die isländische Quellensteuer bis zu einem Höchst- 
satz von 36 V. H. des Bruttobetrages der Dividenden 
bestehen. Damit wird einer Besonderheit des islän- 
dischen Steuerrechts Rechnung getragen, das die 
steuerliche Doppelbeiastung bei Dividenden in der 
Weise vermeidet, daß die ausschüttende Gesellschaft 
ihre Ausschüttungen bis zur Höhe von 10 v. H. 
ihres Stammkapitals von ihrem steuerpflichtigen 
Gewinn absetzt. Sofern die Ausschüttungen diesen 
Höchstsatz überschreiten, unterliegen sie der vollen 
Steuer. Insoweit ist auch die Sonderregelung dieses 
wähnt werden, dem Wohnsitzstaat zu. 

Die Absätze 5 bis 7 enthalten ergänzende Bestim- 
mungen, die dem OECD-Muster nachgebildet sind. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zin- 
sen. Nach Absatz 1 können Zinsen nur in dem 
Staat besteuert werden, in dem der Empfänger 
ansässig ist. Absatz 2 bestimmt den Begriff der 
Zinsen. Die Absätze 3 und 4 ergänzen die Regelung 
entsprechend dem Musterabkommen der OECD. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt entsprechend dem OECD- 
Musterabkoinmen die Besteuerung von Lizenzgebüh- 
ren. Nach Absatz 1 können Lizenzgebühren nur in 
dem Staat besteuert werden, in dem der Empfänger 
ansässig ist. Absatz 2 bestimmt den Begriff der 
Lizenzgebühren. Die Absätze 3 bis 5 enthalten er- 
gänzende Bestimmungen. 

Zu Artikel 13 

Der dem OECD-Musterabkommen entsprechende Ar- 
tikel behält die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen grundsätzlich dem Wohnsitzstaat vor (Ab- 


satz 3). Der Belegenheits-(Quellen-)staat darf jedoch 
Gewinne aus der Veräußerung von unbeweglichem 
Vermögen und von beweglichem Betriebstätten- 
vermögen sowie von beweglichem Vermögen einer 
der Ausübung eines freien Berufes dienenden festen 
Einrichtung besteuern (Absätze 1 und 2). Entspre- 
chend der Regelung für die laufenden Einkünfte 
dürfen Gewinne aus der Veräußerung von See- 
schiffen und Luftfahrzeugen im internationalen Ver- 
kehr sowie des beweglichen Vermögens, das dem 
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, nur in 
dem Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet (Absatz 2 
Satz 2). 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel ordnet, der Empfehlung der OECD 
folgend, die Besteuerung der Einkünfte aus selb- 
ständiger Arbeit — ähnlich dem Betriebstättenprin- 
zip bei gewerblichen Einkünften — dem Staat der 
Arbeitsausübung zu, wenn der Steuerpflichtige dort 
für seine Tätigkeit regelmäßig über eine feste 
Einrichtung verfügt. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel befaßt sich, dem OECD-Musterabkom- 
men folgend, mit der Besteuerung der Einkünfte aus 
nichtselbständiger Tätigkeit. Absatz 1 stellt den 
Grundsatz auf, daß Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit nur im Staat der Arbeitsausübung besteuert 
werden dürfen. Dieser Grundsatz ist in Absatz 2 zu- 
gunsten nur vorübergehend im Ausland eingesetzter 
Arbeitnehmer (z. B. Monteure) eingeschränkt. Nach 
den Absätzen 2 und 3 können abweichend von der 
Regelung des OECD-Musterabkommens Vergütun- 
gen für unselbständige Tätigkeit, die an Bord von 
Schiffen und Luftfahrzeugen ausgeübt wird, in dem 
Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens be- 
findet. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Ver- 
waltungsratsvergütungen entsprechend dem OECD- 
Musterabkominen in dem Staat besteuert werden, 
in dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Nach diesem Artikel dürfen Künstler und Sportler 
entsprechend der OECD-Empfehlung stets in dem 
Staat besteuert werden, in dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt in grundsätzlicher Überein- 
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be- 
steuerung von Arbeitsentgelten, die aus öffentlichen 
Kassen gezahlt werden. Absatz 1 legt den Grundsatz 
fest, daß diese nur im Kassenstaat besteuert werden, 
und zwar auch, wenn die nichtselbständige Arbeit im 
anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Staatsange- 
hörige des anderen Staates, die in diesem Staat tätig 
sind (Absatz 1 Satz 2), sowie Arbeitnehmer in 
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gewerblichen Betrieben der öffentlichen Hand (Ab- 
satz 2) sind ausgenommen. Absatz 3 enthält ergän- 
zende Bestimmungen. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel weist entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen das Besteuerungsrecht für Ruhe- 
gehälter und ähnliche Vergütungen dem Wohnsitz- 
staat zu (Absatz 1). Für Ruhegehälter, Renten und 
sonstige Vergütungen, die als Entschädigungsleistun- 
gen für Kriegsfolgen oder politische Verfolgung ge- 
zahlt werden, steht das Besteuerungsrecht jedoch 
nur dem Kassenstaat zu (Absatz 2). 

Zu Artikel 20 

Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Aus- 
tausch von Lehrkräften und in Aus- oder Fortbildung 
stehenden Personen fördern. Zu diesem Zweck sind 
nach Absatz 1 die Vergütungen von Gastlehrkräften 
im Gaststaat steuerfrei, sofern der Aufenthalt zwei 
Jahre nicht übersteigt. Für Studenten oder Lehrlinge 
wird im Gaststaat Steuerfreiheit für aus dem Heimat- 
staat empfangene Zahlungen gewährt (Absatz 2). 
Steuerfrei sind nach Absatz 3 auch die an Studenten 
gezahlten Arbeitslöhne, wenn die Arbeitsausübung 
der Gewinnung praktischer Berufserfahrung dient 
und in einem Kalenderjahr nicht länger als 100 Tage 
dauert. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel weist entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen das Besteuerungsrecht für Ein- 
künfte, die im Abkommen nicht ausdrücklich er- 
wähnt werden, dem Wohnsitzstaat zu. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung des Ver- 
mögens. Grundsälzlich steht dem Wohnsitzstaat das 
Besteuerungsrecht zu (Absatz 4). Unbewegliches Ver- 
mögen und das bewegliche Vermögen, das zu einer 
Betriebstätte oder einer der Ausübung eines freien 
Berufes dienenden festen Einrichtung gehört, darf 
aber nach den Absätzen 1 und 2 — entsprechend der 
Regelung für die betreffenden Einkünfte — im Be- 
legenheitsstaat besteuert werden. Seeschiffe und 
Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr sowie das 
ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen, dür- 
fen nur in dem Staat besteuert werden, in dem sich 
der Ort der tatsächlichen Leitung des Unternehmens 
befindet (Absatz 3). 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen die Doppelbesteuerung bei Ein- 
künften und Vermögenswerten vermeidet, die nach 
dem Abkommen im Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
besteuert werden können. 

Absatz 1 

Bei in der Bundesrepublik ansässigen Personen 
werden die isländischen Einkünfte und Vermögens- 
werte entsprechend der ständigen deutschen Ver- 


tragspraxis grundsätzlich von der deutschen Steuer 
freigestellt (Freistellungsmethode). Die freigestellten 
Einkünfte und Vermögenswerte werden aber bei 
der Festsetzung des Steuersatzes für das übrige, der 
deutschen Besteuerung weiterhin unterworfene Ein- 
kommen und Vermögen berücksichtigt (Progressions- 
vorbehalt). Die Freistellung erstreckt sich auch 
auf Vv^esentliche Beteiligungen (Mindestbeteiligung 
25 V. H.) deutscher Kapitalgesellschaften an islän- 
dischen Gesellschaften sowie die daraus fließenden 
Dividenden (internationales Schachtelprivileg). Das 
zum Abkommen gehörende Protokoll stellt sicher, 
daß das internationale Schachtelprivileg nur für Be- 
teiligungen an produktiv tätigen isländischen Ge- 
sellschaften gewährt wird. Bei dem unter Buch- 
stabe b genannten Einkünften wird die Doppel- 
besteuerung durch Anrechnung der isländischen 
Steuer auf die Einkommen- oder Körperschaftsteuer 
vermieden (Anrechnungsmethode). 

Absatz 2 

Bei in Island ansässigen Personen wird die Doppel- 
besteuerung entsprechend den Regelungen in Ab- 
satz 1 teils durch Freistellung von der isländischen 
Steuer, teils durch Anrechnung der deutschen Steuer 
vermieden. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen 
verhindern. Er folgt im wesentlichen dem OECD- 
Musterabkommen. 

Zu Artikel 25 und 26 

Diese Artikel regeln die Zusammenarbeit zwischen 
der deutschen und der isländischen Stcuerverwal- 
tung bei der Durchführung des Abkommens. Arti- 
kel 25 sieht vor, daß sich die zuständigen Behörden 
über die Vermeidung der Doppelbesteuerung in 
Einzelfällen verständigen und Auslegungs- oder An- 
v/endungsschwierigkeiten in gegenseitigem Einver- 
nehmen beseitigen. Artikel 26 regelt den Austausch 
von Informationen, die zur Durchführung des Ab- 
kommens erforderlich sind. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkom- 
mens zu den besonderen diplomatischen und konsu- 
larischen Vorrechten. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das In- 
krafttreten des Abkommens. Das Abkommen soll 
erstmalig für das Jahr 1968 angewendet werden. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine evtl. 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Ab- 
kommens. 
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